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Anſicherer Balkanfrieden.
Mit Ach und Krach wurde in Bukareſt ein Frieden zwiſchen

den ehemals gegen die Türkei verbündeten und dann über die
erjagte Beute ſich fleiſchenden Balkanſtaaten zuſammen-
geflickt. Bulgarien Zanme dieſen neuen Krieg heraufbeſchworen,
weil es in ſtetig geſtelgertem Machthunger den verbündeten
Serben und Griechen nur kärgliche Anteile an der Beute zu
ſchanzen wollte. Es iſt jetzt als Beſiegter auf etwa die Hälfte
ſeiner früheren Anſprüche zurückgedrängt. Doch darf man ſich
durch das Geſtöhn der Politiker in Sofia nicht darüber täuſchen
laſſen, daß Bulgarien, eins gegen das andere gerechnet, bei der
Verteilung der türkiſchen Beute noch immer etwa ebenſo gut
wegkommt wie Serbien oder Griechenland. Es hat dabei vor
allem den großen Vorteil, daß es nunmehr außer zum
Schwarzen Meer auch noch Zugang zum Archipelogos erhält,
während der eine ſeiner Beſieger, Serbien, auf den heiß er-
ſehnten direkten Zugang zum Meere überhaupt verzichten muß.
Wenn trotzdem die Bulgaren erklären, ſchwer benachteiligt zu
ſein, ſo entſpringt dieſe Klage der Erkenntnis, daß es mit der
erſtrebten Oberherrſchaft über die übrigen Balkanſtaaten ein
für allemal aus iſt.

Daß die Grenzen zwiſchen den einzelnen Balkanſftaaten nie
völlig den Anſprüchen ihrer Machthaber entſprechen werden,
liegt an den eigenartigen ethnographiſchen Verhältniſſen jener
Gebiete. Jn Mazedonien, um deſſen Aufteilung der blutige
Krieg zwiſchen den Verbündeten entbrannte, ſind die ver-
ſchiedenen Völkerſchaften ſo durcheinander gemiſcht, daß die
politiſchen Grenzen ſich niemals mit den Sprachgrenzen
identiſch machen laſſen würden. Seitens der Wortführer bul-
gariſcher Jntereſſen wird in der bürgerlichen Preſſe geltend
gemacht, der neue Friedensvertrag könne deshalb nicht Dauer
haben, weil große Beſtandteile der bulgariſchen Bevölkerung
dem ſerbiſchen oder griechiſchen Stagatsgebiet einverleibt werden
ſollten. Es wäre jedenfalls noch weit unerträglicher, wenn es
umgekehrt wäre, wenn größere Beſtandteile griechiſcher und
ſerbiſcher Bevölkerung dem Szepter König Ferdinands unter-
worfen würden. Denn die Berichte von Augenzeugen der
Kriegsgreuel auf dem Balkan laſſen darüber keinen Zweifel,
daß an unmenſchlichen Barbareien nicht nur gegen Türken und
Albaneſen, ſondern auch gegen ihre eigenen früheren Bundes-
genoſſen die Bulgaren alle anderen kriegeriſchen Scheußlichkeiten
in unſerer Zeit wenigſtens in den Schatten geſtellt haben. Es
iſt ſchon ſchlimm genug, daß den Bulgaren in den ihnen zuge-
fallenen Küſtenſtrichen am Archipelogos, in Dedeagotſch und
anderen Hafenorten mit vorwiegend griechiſcher Bevölkerung,
die Möglichkeit der fortgeſetzten Bedrückung fremdſprachiger
Volksbeſtandteile gegeben wird.

Aus dem nämlichen Grunde erſcheint es auch gerechtfertigt,
wenn die Türken darauf beſtehen, nunmehr Adrianopel zurück-
zuerhalten, denn die Bulgaren haben durch die Behandlung der
in der Mehrheit nichtbulgariſchen Einwohner auch dieſer Stadt
jeden Anſpruch darauf verwirkt, daß die Großmächte aus
Gründen der Gerechtigkeit die Türken zur Aufgebung der von
ihnen wieder beſetzten Stadt nötigen müßten.

Auf Grund all der Lehren, die der zweite Balkankrieg ge
geben hat, würde es überhaupt weniger die Aufgabe der Groß-
mächte ſein, auf Feſtſetzung der neuen Grenzen auf dem Balkan
hinzuwirken, als darauf, daß die fremdſprachigen Beſtandteile
der einzelnen Staaten vor ſyſtematiſcher Bedrückung oder gar
Ausrottung behütet werden.

Auf dem Balkan hat es ſich ſo recht gezeigt, zu welch ſcheuß-
lichen Entartungen der Nationalitätsfanatismus führt. Genan
ſo wie in den Religionskriegen des Mittelalters die Glaubens-
treiter ſich für berechtigt hielten, alle Andersgläubigen mit
Feuer und Schwert auszurotten, genau ſo haben die Balkan-
völker, und allen voran die Bulgaren, gegen andersſprachige
Völker gewütet. Für die moraliſche Wertung ſolcher Untaten
bleibt es ſich gleich, ob ſie durch Religionsfanatismus oder
Nationalitätsfanatismus erzeugt werden. Von Raſſenfanatis-
mus, wie er auch bei uns zu Lande künſtlich erzeugt wird, kann
man bei ſo nahe verwandten Völkern, wie ſie auf dem Balkan
zuſammen hauſen, natürlich überhaupt nicht reden.

Wenn es aber die dringendſte Aufgabe des Tages wäre, bei
der Friedensſchlichtung auf dem Balkan den Grundſätzen nicht
nur der Glaubenstoleranz, ſondern auch der Nationalitäten
toleranz Geltung zu verſchaffen, ſo ſtehen der Erreichung
dieſes Zieles doch arge Schwierigkeiten im Wege.

Zunächſt werden die Regierungen der einzelnen Balkan-
ſtaaten ſelbſt ſich bemühen, jene Forderungen mit ſchönen
Redensarten aus dem Wege zu räumen. Einen Vorgeſchmack
davon hat man bereits bei den Verhandlungen in Bukareſt be
kommen. Zwar keine europäiſche Großmacht wohl aber die,
Vereinigten Staaten von Amerika haben an die verhandelnden
Staaten das Anſinnen geſtellt, daß die Bewohner der neu-
erworbenen Gebiete ihres Glaubens oder ihrer Sprachange-
hörigkeit wegen nicht mindern Rechts ſein dürften, als die
älteren Staatsangehörigen. Der Vertreter Rumäniens hat in
der Konferenz dieſe Eingabe mit der Erklärung beiſeite ge
ſchoben, eine ſolche Vorkehrung ſei überflüſſig, da ihr Z5eck
bereits durch die Staatsgrundgeſetze jedes einzelnen Balkan

ürgt werde.r n Fur großartig, iſt aber doch nichts als eitel Wind,
denn gerade Rumänien ve rweigert ſeinen jüdiſchen Einwohnern
heute noch die ſtaatsbürgerlichen Rechte, trotzdem 1878 der
Berliner Vertrag bei der Abtretung der Dobrudſcha an Rumä-
nien die Rechtsgleichheit der Juden mit den anderen Staats-
angehörigen dem rumäniſchen Staate ausdrücklich zur Pflicht

gemacht hat. Der Vorwand, mit dem Rumänien ſich bis zum
heutigen Tage um die Erfüllung dieſer Verpflichtung herum-
gedrückt hat, iſt der, daß die Juden keine wirklichen und waſch-
echten rumäniſchen Staatsbürger, ſondern nur ſo eine Art
Adoptivbürger ſeien, und daß deshalb der Wortlaut des Ver-
trages auf ſie keine Anwendung finden könne. Jn dem Munde
einer mit ſolchen Winkelzügen operierenden Regierung nimmt
ſich das Pochen auf die Staatsgrundgeſetze in Erwiderung
auf die amerikaniſche Eingabe beſonders anmutig aus.

Gegenüber den verſchlagenen Balkanfürſten und ihren
miniſteriellen Handlangern müßten die europäiſchen Groß-
mächte, wenn es ihnen ernſt wäre mit den Toleranzforde-
rungen, ſich irgendwelche materiellen Bürgſchaften für deren
Durchführung ſichern. Aber damit kommen wir zu der Haupt-
ſchwierigkeit: Jſt es ihnen ernſt mit der Toleranzforderung?
Kann es ihnen ernſt damit ſein?

Die Frage aufwerfen, heißt, ſie verneinen. Wie verhalten
ſich denn die edlen Großmächte ſelbſt gegenüber der Forde-
rung der Nationalitätentoleranz? Sie alle haben dagegen
geſündigt und ſündigen dagegen heute noch. Vor allem aber
ragen Rußland und leider nächſt ihm das Deutſche Reich durch
Nationalitätenbedrückung hervor. Jn Rußland beſteht oben-
drein auch nicht einmal eine oberflächliche Glaubenstoleranz.
Daß im Zarenreiche mit allen Mitteln tückiſcher Unter-
drückungswut die Fremdvölker, allen voran die „ſlawiſchen
Brudervölker“, Polen und Ruthenen, verfolgt werden, iſt be
kannt genug. Aber auch in dem ziviliſierteren Deutſchen
Reiche werden die Polen, die Dänen, die franzöſiſch ſprechenden
Lothringer zwar nicht ganz ſo brutal wie die Nichtruſſen in
Rußland, aber um ſo raffinierter von der Bureaukratie
drangſaliert, um ſie zur Aufgebung ihrer Mutterſprache zu
nötigen.

Und nun ſollen dieſe großmächtigen Böcke auf dem Balkan
den Gärtner ſpielen. Sie ſollen anderen Staaten Grundſätze
der Duldſamkeik aufnökigen, die ſie ſelbſt im eigenen Lande
durchaus bekämpfen.

Am erſten wäre noch Oeſterreich-Ungarn berufen, im Sinne
der Nationalitätentoleranz auf die verfeindeten Balkanbrüder
einzuwirken, da die dauernde Exiſtenz dieſes vielſprachigen
Doppelſtaates ſelbſt von der Durchführung dieſes Grundſatzes
im eigenen Reiche abhängt. Aber es mehren ſich die Anzeichen,
daß die ſchwarzgelben Staatsmänner auch jetzt wieder, wie
bisher noch in faſt jedem Stadium der Balkanwirren, an
einem verkehrten Strang ziehen. Der Leitſtern ihrer Politi?
war durchweg der Gedanke, nur ja Serbien nicht ſtärker wer-
den zu laſſen. Deshalb hatten ſie im Verlaufe des einmonatigen
Bruderkriegs der Balkanvölker die Bulgaren begünſtigt. Und
jetzt, da in Bukareſt mit Mühe und Not durch gegenſeitige
Uebereinkunft ein Frieden zuſtande gebracht iſt, kündigen
bereits offiziöſe Federn in Wien und Budapeſt an, daß die
neugezogenen Grenzen zugunſten Bulgariens revidiert werden
müßten durch Eingreifen der Großmächte. Von Petersburg
aus wird dieſe neueſte Wiener Erzdummheit natürlich mit
Freuden unterſtützt. Es bleibt nur zu hoffen, daß die anderen
Mächte nicht darauf hineinfallen werden. Denn jetzt kommt
es vor allem darauf an, daß die unglücklichen Bevölkerungen
dort endlich zur Ruhe kommen. Ein öſterreichiſch-ruſſiſches
Eingreifen, das die Begehrlichkeit der bulgariſchen Chauviniſten
aufſtachelt, könnte aber nur dazu führen, den fanatiſchen
Nationalitätenzwiſt zwiſchen den Balkanvölkern aufs neue an
zuſchüren.

Wenn die europäiſchen Großmächte und die Regierungen der
einzelnen Balkanſtaaten aber verſagen, ſobald es darauf an-
kommt, den Grundſätzen gegenſeitiger Duldung auf dem
Balkan Anerkennung zu verſchaffen, ſo wird das um ſo mehr
zur Aufgabe der Sozialdemokraten in jenen Ländern. Die
Völker haben alle dort infolge der Nationalitätenzwiſte ſo
furchtbare Leiden erdulden müſſen, daß ſie, gewitzigt durch
dieſe Erfahrungen, der Friedensbotſchaft der ſozialiſtiſchen
Völkerverbrüderung ſich um ſo zugänglicher zeigen müßten.
Denn ſchließlich kann auch dem Nationalitätenhader nur der
Sozialismus ein Ende machen.

Um die „Reviſion“.
Die Großmächte haben keine Neigung, dem Drängen der

tollen öſterreichiſchen „Diplomatie“ auf Reviſion des Friedens-
vertrages nachzugeben. Die Kölniſche Zeitung ſagt offiziös:
„Durch die Veröffentlichung des Telegrammwechſels zwiſchen
Kaiſer Wilhelm und König Carol wird die Stellung Deutſch-
lands zum Bukareſter Frieden außer Zweifel geſetzt. Deutſch-
land hat kein Bedürfnis, an den europäiſchen Verſuchen zur
Störung des Vertrages teilzunehmen und begegnet bei anderen
Mächten der gleichen Auffaſſung. Damit iſt ein Vorgehen der
europäiſchen Diplomatie gegen den Frieden von Bukareſt aus-
geſchloſſen. Soweit die Zuſtimmung der Großmächte zu dem
Vertrage erforderlich iſt, wird Deutſchland verſuchen, dieſe Zu-
ſtimmung herbeizuführen.“

Dieſe deutliche Abfuhr der Deſperados hat in Wien natür-
lich verſchnupft. Dieſe Herrſchaften hoffen jetzt auch auf die
„Empörung des bulgariſchen Volkes“ über den Bulgarien auf-
gezwungenen Frieden. Doch tritt dieſe Empörung noch immer
nicht ein, abgeſehen von ein paar unzufriedenen Bemerkungen
der bulgariſchen Preſſe. Auch der König

Ferdinand mit der langen Naſe
ſucht nach dieſer Richtung hin erneut aufzuſtacheln. Er hat
einen ſchwulſtigen Tagesbefehl an ſeine Armee erlaſſen, in
dem es z. B. heißt:

Von allen Seiten bedrängt, ſahen wir uns gezwungen,
den Frieden von Bukareſt zu unterzeichnen, da unſer Vater-
land nicht imſtande war, mit allen ſeinen fünf Nachbarn
zu kämpfen, ohne Gefahr zu laufen, alles zu verlieren. Er
ſchöpft und ermüdet, aber nicht beſiegt, mußten wir
unſere glorreichen Fahnen für beſſere Tage zuſammen-
falten. Erzählet euren Kindern und Enkeln von der Tapfer-
keit der bulgariſchen Soldaten und bereitet ſie vor,
eines Tages das ruhmvolle Werk zum Abſchluß zu brin-
gen, das ihr begonnen habt.

Um Adrianopel.
Konſtantinopel, 12. Auguſt. Jn der Antwortnote der

Pforte an die Mächte heißt es u. a., daß die türkiſche Regie-
rung ſtändig bemüht ſei, unabhängig von jeder Erregung, ſich
nach den im Londoner Vertrag niedergelegten Grundſätzen zu
richten. Jndem ſie auf den hohen Gerechtigkeitsſinn der
Mächte vertraue, hoffe ſie zuverſichtlich, daß ſie auch zugeben
wollen, daß die Grenzlinie, welche die erforderliche Gewinnung
der Sicherheit der Hauptſtadt und der Meerenge erfüllen kann,
die einzige iſt, welche die Gewähr der Dauerhaftigkeit in ſich
trägt.

50 duhre ſozialdemorratiſcher Rücgang.

Der diesjährige Bericht des ſozialdemokratiſchen Partei-
vorſtands hat zahlreiche Gegner der Arbeiterbewegung be-
kanntlich in hellen Jubel verſetzt. Nun habe nach Jahrzehnten
unerhörten Aufſchwunges offiziell klipp und klar feſtgeſtellt
werden müſſen, daß in der Entwicklung der Partei ein
Stillſtand eingetreten ſei. Unwiderlegliche Zahlen be-
wieſen, daß die rote Fahne an Werbekraft eingebüßt habe, daß
es ſelbſt um die Finanzen der Armee des Umſturzes windig
ſtehe und daß der deutſchen Arbeiterſchaft mithin nach ſo
langer Zeit der Verblendung endlich die Augen aufgingen.
Wenn die guten Leute die Geſchichte der ſozialdemokratiſchen
Parteiorganiſation ein wenig genauer kennten, würden ſie
weniger laut frohlocken. Die Aufwärtsbewegung der Partei
iſt noch nie ohne Kurven von ſtatten gegangen immer gab
es, bald an der einen, bald an der anderen Stelle einen Rüſck-
gang; und dieſe Erſcheinungen bewirken dank der Kurzſichtig-
keit unſerer Feinde, daß man ungefähr ebenſolange als die
Sozialdemokratie überhaupt beſteht, „ihren Rückgang bewieſen“
ſehen kann.

Das Vergnügen ſolcher Beweisführung wurde der bürger-
lichen Preſſe weſentlich dadurch erleichtert, daß drei Jahrzehnte
hindurch überhaupt keine Statiſtik über den Mitglieder-
beſtand der Geſamtpartei geführt wurde. Jm Jahre 1876
nutzte die preußiſche Polizei das berüchtigte Vereinsgeſetz zu
dem Scherz aus, die Organiſation der ſozialdemokratiſchen
Partei für aufgelöſt zu erklären; und um den Behörden keine
Gelegenheit zur Anwendung jener Geſetzesparagraphen zu
geben, die das Verbindungsverbot für politiſche Vereine aus-
ſprachen, ſah die Parteileitung auch in ſpäteren Jahren, nach
dem Fall des Sozialiſtengeſetzes, von umfaſſenden ſtatiſtiſchen
Aufnahmen über den Mitgliederbeſtand ab. So ziemlich der
einzige Maßſtab für den Stand der Organiſation bildete der
Finanzbericht der Partei. Was der Kaſſierer aber in
ſeinen Berichten an die Parteitage ausplauderte, war oft ge
nug ſtatt des Jubels von bitteren Klagen erfüllt.

Wir brauchen da gar nicht auf die erſten Zeiten der Partei
zurückzugreifen, auf jene Tage, wo z. B. York das Einge-
ſtändnis machte, daß der Ausſchuß der ſozialdemokratiſchen
Partei die Geſchäftsführung ohne einen Pfennig in der Kaſſe
übernommen habe, und ferner der ſchwere Vorwurf im Ge-
ſchäftsbericht laut wurde, daß die große Maſſe der ſich Partei-
mitglieder nennenden Arbeiter es einer kleinen Minderheit
allein überlaſſe, die Laſten zu tragen. Von dieſer Zeit unter-
ſcheidet ſich dann merkwürdig günſtig jene Periode, unter der
nach dem Willen der Herrſchenden die Sozialdemokratie mit
Haut und Haar vernichtet werden ſollte. Als das Sozia-
liſtengeſetz abgelaufen war, konnte der Parteikaſſierer dem
Parteitag zu Halle mitteilen, daß trotz aller ſchweren Opfer,
die der zwölfjährige Ausnahmezuſtand gefordert hatte, am
1. Oktober 1890, außer etlichen für beſondere Zwecke gebildeten
Unterſtützungsfonds, ein Vermögensbeſtand von 171 829,20 Mk.
vorhanden war. Zieht man die großen Hinderniſſe in Be-
tracht, die ſich damals der Organiſation entgegenſtellten, ſo iſt
das eine Summe, die dem Opfermut der verfolgten und ge
tnebelten Parteigenoſſenſchaft das ehrendſte Zeugnis ausſtellt.

Aber bald kamen andere Tage. Jn ſeinem Bericht an den
Parteitag zu Gotha 1806 klagte der Parteivorſtand, daß die
Organiſationen ganzer Orte und Wahlkreiſe ihre parteigenöſ-
ſiſchen Pflichten in der gröblichſten Weiſe vernach-
läſſigten; leider ſeien es vielfach gerade die älteſten
Parteiorte, die in dieſer Hinſicht mit ſchlechtem Beiſpiele vor
angingen: ebenſo klagte der Parteikaſſierer auf dem Partei-
tage zu Hamburg 1897, daß es mit der Pflichtvernach-
läſſigung ſo nicht weiter gehen könne. Wenn nun
auch ein Jahr ſpäter dem Parteitage zu Hannover be-
richtet werden konnte, daß es um die Finanzen günſtiger ſtehe,
ſo mußte der Kafſierer Geriſch doch betonen, daß eine große
Maſſe von Parfteiorten gar nicht, eine Anzahl größerer
Parteiorke nur mit minimalen Beiträgen in der Liſte
verzeichnet ſtehe. Erſt auf dem Parteitage von Dresden
1903 konnte Geriſch voller Befriedigung der Mitgliedſchaft im
Lande das Lob erteilen, daß es ſo wie im verfloſſenen Jahre
immer weiter gehen ſolle. Die Einnahmen des Partei



e

kaſſierers hatten in dieſem Wahljahre 628 247,23 Mark er-
geben, und faſt ebenſo hoch, nämlich auf 620 792,91 Mark ſtell-
ten ſich die Einnahmen im folgenden Jahre. Aber in die Ge-
nugtuung hierüber miſchte ſich im Bericht des Kaſſierers auf
dem Parteitage zu Bremen 1904 bereits die Bemerkung, daß
der gute Kaſſenabſchluß einen förmlichen Sturm auf die Par-
teikaſſe hervorgerufen habe; und wiederum ein Jahr ſpäter
ſagte Geriſch in Jen a: „Selbſt große Wahlkreiſe mit reichen
Mitteln und großen Reſerven liefern auch nicht einen
Pfennig an die Geſamtpartei ab, während unſere ärmſten
Genoſſen aus den Weberdörfern des Eulengebirges ſich
durch eine geradezu rührende Opferwilligkeit auszeichnen.“
Aehnlicher Tadel traf die Parteigenoſſen einzelner Orte auch
auf dem Parteitag zu Mannheim 16906, bis dann der Par-
teitag zu Leipzig 1909 beſtimmte, daß mindeſtens 20 Pro-
zent der erhobenen Mitgliedsbeiträge an die Zentralkaſſe ab
geführt werden müſſen.

Fragt man nach der Bedeutung der oft ſcharfen Mahnungen,
die der Parteivorſtand an die Genoſſen richtete, ſo findet man,
daß ſie zwar in jeder Hinſicht eine innere Berechtigung hatten,
daß aber Zweck und Wirkung der Mahnungen darin beſtanden,
die Mitgliedſchaften der Partei zu immer höherer
Pflichterfüllung anzuſpornen. Beurteilt nun der
Parteivorſtand das Ergebnis des diesjähri gen Kaſſen-
abſchluſſes dahin, daß er zwar nicht ungünſtig ſei, daß aber die
Einnahmen an Beiträgen aus den Organiſationen nicht be-
friedigend genannt werden können, ſo geſchieht das gleich-
falls in der Abſicht, das Gewiſſen der Parteimitglieder
dort zu ſchärfen, wo es nötig iſt. Und ebenſo ſteht es um die
Feſtſtellung der ungenügenden Mitgliederzu-
nahme im verfloſſenen Geſchäftsjahr. Jmmer hat noch die
Sozialdemokratie Jahr für Jahr neues Gebiet zu erobern ge-
wußt, und zwar nicht zum wenigſten aus dem Grunde, weil
ihre Anhängerſchaft die Mahnungen der Parteileitung ernſt
nahm. So wird es auch fortan ſein, und den Jubelrauſch ob
des „Rückganges“ der verhaßten Bewegung können die Partei-
genoſſen, ohne allzu ſtark mit chriſtlicher Nächſtenliebe belaſtet
zu ſein, den Gegnern ſchon um deswillen von Herzen gönnen,
weil dieſem Rauſch bald genug ein troſtloſer Katzen-
jam mer folgen wird.

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), den 12. Auguſt 1913.

Norddeutſche allgemeine Arbeitergroſchen.
Es iſt ſchlimm, wenn ein Geheimrat Redakteur wird. Noch

ſchlimmer kann es werden, wenn der geheimrätliche Redakteur
mit Zahlen umgeht. Am allerſchlimmſten wird es aber, wenn
ein geheimrätlicher Redakteur mit Zahlen beweiſen möchte,
daß die ſozialdemokratiſche Partei ihre Mitglieder um deren
gute Arbeitergroſchen prellt. Aus dieſen eben angeführten
drei Gründen erſcheint es nicht weiter verwunderlich, wenn
wir in der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung über die
Nebenzwecke der ſozialdemokratiſchen Partei-
kaſſe leſen, daß im Laufe der letzten 10 Jahre insgeſamt
2 141537 Mk. weggeborgt worden ſeien, aber nur 86e 120 Mk.
zurückgekommen wären, ſo daß 1279 416 Mk. auf der Strecke
geblieben ſein müßten. Was hier die Norddeutſche ganz ge
meine Zeitung feſtſtellt, iſt ja geradezu ungeheuerlich. Man
denke doch, der ſozialdemokratiſche Parteivorſtand pumpt heim-
lich, oder richtiger unheimlich die eingekommenen Arbeiter-
groſchen gleich millionenweiſe weg, und zwar auf Nimmer-
wiederſehen!

Bei dieſen „nicht wieder zurückgekommenen“ Darlehen han-
delt es ſich ſelbſtverſtändlich um werbende Ausgaben, die
im Jntereſſe der Partei gemacht worden ſind, zum Beiſpiel in
Geſtalt von Zeitungsgründungen, zum anderen auch
als Agitationsausgaben und vieles ähnliche. Wir ſprechen
damit kein Geheimnis aus, im Gegenteil, was wir hier ſagen,
weiß ſogar die Norddeutſche Allgemeine Zeitung trotzdem
und das iſt das Unſaubere verſucht ſie aus den einzelnen
Darlehnsziffern einen geheimen Nebenzweck herauszudeſtil-
lieren.

Als beſonders charakteriſtiſch ſei nur ein Beiſpiel gebracht.
Die Norddeutſche Allgemeine ſtellt feſt, daß die Parteikaſſe aus
Mecklenburg- Schwerin 1044,98 Mk. erhalten habe; abgegeben
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Kleines Feuilleton.
Die Mühle.

Etwas überaus Reizendes iſt die Mühle, gelegen in einer
Waldlandſchaft, durch die ſich rauſchendes Waſſer ergießt. Von
ſolchen Mühlen iſt eine beſonders, die Talmühle in Zoppot,
lebhaft von alter Zeit her in meiner Erinnerung geblieben.
Mit dieſer Mühle, die leider ſeit einiger Zeit ſchon zum Still-
ſtand gekommen und verfallen iſt, war eine kleine Gaſtwirt-
ſchaft verbunden, wie das bei Mühlen nicht nur, ſondern auch
bei Forſthäuſern hie und da der Fall iſt. Die Müllerin oder
Förſterin iſt da zugleich Wirtin.

Die Talmühle hatte in meiner Kinderzeit etwas beſonders
Anziehendes für mich, weil in ihr fleißig und mit großem Ge-
ſchick das Waffeleiſen geſchwungen wurde, die Waffeln aber,
die mit der Zeit etwas aus der Mode gekommen ſind, jedoch auf
Jahrmärkten noch feilgeboten werden, ehemals für ein ſehr
leckeres Gebäck galten. Das Wort Waffel hängt zuſammen
mit Wabe, und an die Honigwabe der Bienen erinnert die vier-
eckige platte Waffel dadurch, daß ſie auf beiden Seiten mit
rautenförmigen Vertiefungen verſehen iſt. Jn der erſten Jdyulle
ſeines ländlichen Gedichtes Luiſe ſchildert Johann Heinrich
Voß das einfache kleine Abendeſſen im Walde, das von Pfarrers-
leuten in Grünau am Geburtstag ihres Luischens veranſtaltet
wird. Nachdem die Rede geweſen iſt von mit Eppich umlegten
Krebſen und zwei gebratenen Kapaunen, die Mutter und Toch-
ter dazu an das Seeufer im Walde hinſchaffen, heißt es:

„Brachten dann hochgehäuft vielrautige bräunliche Waffeln.“
Wem, der eine alte Waſſermühle im Walde ſieht, klingen nicht

Joſeph von Eichendorffs Verſe in den Ohren:
„Jn einem kühlen Grunde
Da geht ein Mühlenrad.“

Damit komme ich wieder auf die Zoppoter Talmühle zurück.
Jch beſitze ein paar neuere Poſtkarten mit Anſichten dieſerMuühle. Auf beiden ſind die eben angeführten Verſe des Eichen-
dorffſchen Liedes abgedruckt, auf der einen aber iſt noch die Be-
merkung beigefügt: „Jm Jahre 1832 verfaßte der Dichter
Freih. Joſ. v. Eichendorff obiges Lied auf der Talmühle.“ Das
klingt ſehr hübſch, iſt aber nicht richtig. Gedichtet hat Eichen-
dorff das Lied 1810 in Lübowitz in Schleſien und 1812 erſchien
es zum erſten Male gedruckt. Nach Danzig, von dem nicht weit
entfernt Zoppot liegt, kam der Dichter erſt 1821, als katholiſcher
Konſiſtorialrat und Schulrat dorthin berufen.

Wie die Waſſermühle iſt auch die Windmühle eine Zierde der
Landſchaft, vor allem der unſerer norddeutſchen Ebene, in der
ſie, da ſie frei daſtehen muß, ſtark in die Augen fällt als etwas
Charakteriſtiſches, und wenn der Wind ihre Flügel bewegt, ein
eigenartiges Leben in das Landſchaftsbild hineinbringt. Des-
halb haben holländiſche und deutſche Landſchaftsmaler ſie gern
in ihre Bilder aufgenommen, und dasſelbe tun mit Vorliebe
die Photographen. Jch fing einmal an, aus illuſtrierten Blät

worden ſei aber von ihr nach dorthin die Summe von 20 264,40
Mark, alfo faſt das Zwanzigfache. Dies Beiſpiel erſcheint ihr
als beſonders zutreffendes Bild von der entſetzlichen Finanz-
wirtſchaft der Sozialdemokratie! Für wie dumm hält eigent-
lich die Norddeutſche Allgemeine Zeitung ihre Leſer. Dieſe
Preisfrage verdient gelöſt zu werden. Daß in einem Bezirke
mit bis jetzt noch kleiner Organiſation große Agitationsaus-
gaben gemacht werden, weiß heute doch ſchon jeder königliche
Türſteher. Und daß Zuſchüſſe zu den Agitationsausgaben
immer weniger notwendig werden, je größer die Organiſation
an einem Platze iſt, für ſo dumm können wir die Nord-
deutſche Allgemeine Zeitung nicht halten, daß ſie das nicht
wiſſen ſollte. Wir müſſen deswegen annehmen, daß hier wider
beſſeres Wiſſen die politiſche Organiſation der Arbeiter mit
Schmutz beworfen wird, daß man verſucht, ſie in Mißkredit zu
bringen. Ebenſo wenig kann ſich die Norddeutſche Allgemeine
verſagen, die armen betrogenen Arbeiter in Schutz zu nehmen.
Deswegen macht ſie die Bemerkung: „Wenn aber ſich ein armer
Teufel an den Vorwärts mit der Frage wendet, wo man etwas
Geld geborgt bekommen kann, ſo antwortet das Blatt im Brief-
kaſten: Das können wir Jhnen nicht ſagen!“

Wir ſchlagen vor, daß der Redakteur der Norddeutſchen All-
gemeinen, der das geſchrieben hat, zunächſt einmal bei Beth-
mann Hollweg anfragt, wo die 100000 Mk. hinkommen und
wann ſie wieder zurückgezahlt werden die er für die
nationale Jugendbewegung ausgibt. Des weiteren wird ſich
lohnen, ähnliche Fragen mal an die Bundeskaſſe der Land-
wirte zu ſtellen. Jm übrigen würde es ſich auch lohnen, alle
die Landwirte, die Hypotheken auf ihre Schnapsbrennereien
ſuchen, an die Bundeskaſſe der Landwirte zu verweiſen. Was
dem einen recht iſt, muß doch dem anderen billig ſein! Oder
meint die Norddeutſche Allgemeine Zeitung, daß unſer Vor-
ſchlag ganz unſinnig ſei? Sie wird, ſo recht ſie dabei hat,
das natürlich nicht behaupten, weil ſie damit zugeben müßte,
daß ſie ſelbſt Unſinn geſchwätzt hat.

Alſo draußen bei der Agitation aufgepaßt, das Blatt der
deutſchen Regierung arbeitet wieder einmal mit ganz gemeinen
Arbeitergroſchen.

Wie ſich preußiſche Landräte beſchäftigen.
Ueber die Vielſeitigkeit der preußiſchen Landräte, die ſich

als Vorſehung dünken und ihre Hände in jedem Quark haben,
iſt ſchon viel geſagt und geſchrieben worden. Jetzt bringt die
ſchleſiſche Preſſe zwei neue Belege dieſer Vielſeitigkeit, die
nachgerade verblüffende Formen annimmt. Der Regierungs-
präſident von Liegnitz macht bekannt:

Der Provinzialverband des Jungdeutſchlandbundes bittet
die Herren Landräte, die Polizeiverwaltungen, die Herren
Bezirksjugendpfleger, die Kreis- und Ortsausſchüſſe für
Jugendpflege und ſämtliche den Ausſchüſſen angeſchloſſenen
Jugendvereine, den Bedarf an Loſen, welche voraus-
ſichtlich abgeſetzt werden können, baldmöglichſt an die Ge-
ſchäftsſtelle des Verbandes, Breslau VII, mitzuteilen. Zahl-
karten werden zur Einſendung der Beträge für verkaufte
Loſe überſandt werden. Nicht abgeſetzte Loſe ſind bis 1. Juli
1913 an die Geſchäftsſtelle zurückzuſenden. 20 Exemplare
dieſer Verfügung zur Weitergabe an die Ortsausſchüſſe für
Jugendpflege und die Jugendvereine liegen bei.

Ein prächtiges Seitenſtück zu dieſen Loſe verkaufenden
Landräten bildet der Landrat von Kattowitz, der ſich als Ver
mittler für Luftſchiffahrten etabliert hat. Er verkündet amt-
lich:

Jm Laufe des Herbſtes (September) beabſichtigt die
Deutſche Luftſchiffahrts- Aktiengeſellſchaft mit einem Zevpe-
lin- Luftſchiff von dem in Liegnitz neu errichteten Luftſchiff-
hafen aus Paſſagierfahrten zu veranſtalten. Die Bedingung
hierzu iſt, daß ſich genügend Paſſagiere melden. Die Fahr-
ten dauern ein bis drei Stunden und koſten je nach der
Länge der Fahrt für eine Perſon 100 bis 200 Mk. Das
Luftſchiff kann im allgemeinen 15 bis 20 Perſonen auf-
nehmen. Anmeldungen zu den Fahrten ſind möglichſt
umgehend an das Stadtſekretariat in Liegnitz zu richten.

Kattowitz, den 15. Juli 1913. Der Königl. Landrat.
Den preußiſchen „Untertanen“ iſt es nichts neues, daß die

400 Landräte das Schickſal des Volkes nach allen Richtungen
hin in ihren Händen halten. Daß aber die Landräte jetzt auch
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tern Bilder mit photographierten Windmühlen zu ſammeln,
und hatte es bald zu einer großen Anzahl ſolcher Abbildungen
gebracht.

Ach, dem Waſſer und dem Winde macht der Dampf in unſerer
Zeit auf dem Gebiet des Mühlenbaues immer mehr Kon-
kurrenz. Schon ſieht man auf dem platten Lande zwiſchen den
Windmühlen hohe Schornſteine von Dampfmühlen in die Luft
ragen.

Auch mit den Handmühlen, die früher viel in Gebrauch
waren, geht es allmählich zu Ende. Die kleinſte von ihnen, die
Kaffeemühle, verſchwindet mehr und mehr aus dem Haushalt.
Früher wurden die Kaffebohnen, wie ſie vom Buſch gekommen
waren, gekauft, dann in der „Trommel“ gebrannt, um in der
Kaffeemühle von der Hausfrau oder der Magd gemahlen zu
werden. Jetzt kaufen die Hausfrauen ſie gebrannt und laſſen
ſie ſich gewöhnlich gleich im Laden durch eine Maſchine
kleinern.

Auch die alte Kaffeemühle hat einen Dichter gefunden, den-
ſelben Johann Voß, der ſchon einmal zitiert wurde. Jn ſeinem
Gedicht Der ſiebzigſte Geburtstag heißt es von dem Haus-
mütterchen, der Gattin des redlichen Tamm:

„Sie nun langte die Mühle herab vom Geſimfe des Schorn-
ſteins,

chüttete Bohnen darauf
zwängend

Hielt ſie den Rumpf in der Linken und dreht' in der Rechten
den Knopf um.“

Jn die bräunliche Kanne wurde dann, wie wir auch von Voß
erfahren, zu dem Kaffeepulver etwas „klurendes Hirſchhorn“
(wohl ein Präparat aus gebranntem und geraſpeltem Hirſch-
horn) hineingetan. Ob das noch geſchieht? Jch glaube, daß
unterdeſſen an die Stelle des Hirſchhorns die Zichorie ge-

treten iſt. J. Troj an.
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und feſt mit den Knien ſie(5

Offiziell und offiziös.
Die Mutterſprache ſoll lebendig wachſen. Daher müſſen die

vielen Arten ihrer Reinigung und Bereicherung alle zuſam-
mengreifen. Reinigen und Bereichern iſt das Geſchäft der
beſten Köpfe. Reinigung ohne Bereicherung erweiſt ſich öfters
als geiſtlos: Denn es iſt nichts bequemer als von dem Jnhalt
abſehen und auf den Ausdruck paſſen. Der geiſtreiche Menſch
knetet ſeinen Wortſtoff, ohne ſich zu bekümmern, aus was für
Elementen er beſtehe; der geiſtloſe hat gut rein ſprechen, da
er nichts zu ſagen hat. Wie ſollte er fühlen, welches kümmer-
liche Surrogat er an Stelle eines bedeutenden Wortes gelten
läßt, da ihm jenes Wort nie lebendig war, weil er nichts da
bei dachte Der dieſe Ausführungen gemacht hat, iſt
Goethe. Daß ſie zutreffen, erweiſt ſich Tag für Tag.

Die Worte „offiziell“ und „offiziös“ ſind dem Franzöſiſchen
ntnommen und gehen auf das lateiniſche „officium“ zurück.

Wer reinigen will, kann für offiziell amtlich oder dienſt-
lich ſetzen. Grimm hält dieſe Reinigung für einwandfrei.
Eine offizielle Mitteilung iſt eine amtli e oder dienſt

noch Lotterie Kollektionen und Billettverkäufe übernehmen,
iſt ſicher neu. Wenn das ſo weiter geht, kann man von den
preußiſchen Landräten noch allerhand Erbauliches erleben.
Eins aber ſcheint jetzt ſchon feſtzuſtehen: daß es hinſichtlich
Ueberlaſtung mit ihren eigentlichen Amtsgeſchäften nicht weit
Her ſein kann.

Soldaten als Komödianten.
Die Hamelner Dampf- und Motorſchiffahrt F. W. Reſe,

Hameln a. W. veranſtaltet Dampferfahrten auf der Weſer.
Jn einem Jnſerat in den bürgerlichen Blättern zeigte dieſe
Firma an, daß am Sonnabend nachmittag in Pyrmont und
am Sonntag nachmittag in Holzminden, alſo am 9. und
10. d. Mts. vier Kompagnien des Jnfanterie- Regiments 164
in Hameln hiſtoriſche Exerzitien in althannoverſchen Unifor-
men aus 1813, 1820, 1848 und 1866 nach den damaligen Regle-
ments aufführen.

Wenn die Hamelner Dampf- und Motorſchiffahrt F. W.
Reſe das Bedürfnis hat, den in den Kurorten ſich langweilen-
den Kurgäſten und auch den Ausflüglern ſolche Exerzitien
vorzuführen, ſo iſt das ihre Sache, ſie beweiſt, daß ſie ganz
tüchtigen Geſchäftsſinn hat. Hoffentlich hat ſie nicht vergeblich
auf den „Patriotismus“ der Kurgäſte ſpekuliert. Aber der
ſteuerzahlenden Allgemeinheit geht es ſehr viel an, wenn vier
Kompagnien Soldaten zu ſolchen Zwecken verwendet werden.
Wir meinen, unſere Exerzier-Reglements weiſen genug Drillit
auf, ohne daß man da auf 1813 uſw. zurückgreifen muß. Daß
die Soldaten aber gerade jetzt in der Zeit der großen Feld-
dienſtübungen und Manöver ſolchen veralteten Zauber auf
führen müſſen, erhöht den Reiz der Sache. Wie lange wohl
haben ſich die Truppen mit dem Drill nach den damaligen
Reglements abſchinden müſſen?

Deutſches Reich.

Gegen die amtlichen Urigsbriefe. Jn Dresden wurde
eine Vereinigung begründet, die die Beſeitigung der amtlichen
Strafregiſter bezweckt, damit Beſtrafte nicht nach Jahren in
ihrem Fortkommen dadurch gehindert werden, daß ihre er-
littenen Gefängnisſtrafen immer wieder erwähnt werden. Die!
Vereinigung ſoll ſich über das ganze Reich erſtrecken; ihr Ziel)
iſt ein Reichsgeſetz, das die Löſchung der Strafen im Straf-
regiſter ſichern ſoll.

Jch ſchütze den Kaufmann! Wilhelm II. war am Sonntag
in Lübeck, wo er gleich mehrere Reden gehalten hat. Jn der
einen von dieſen heißt es:

Jch ſtehe hier vor Jhnen, meine Herren, in dem Gewande
es Seemannes, das iſt das Kleid des Kindes meiner

Schöpfung und was dazu dienen kann, jetzt und in der Zu
kunft dem deutſchen Kaufmann, der, vom Hanſengeiſt beſeelt,
im Auslande das Deutſchtum vertritt und für Deutſchland
arbeitet, die nötige Stärkung und den nötigen Schutz zu ver
leihen, damit er den ihm zuſtehenden Platz an der Sonne be
hauptet, das ſoll geſchehen. Jch ſchütze den Ka'ufmann.
Sein Feind iſt mein Feind, und Gott gebe, daß der
deutſche Handel, wie bisher, auch künftig unter ſeinem Schutz
in Friedenszeiten ſich entwickeln möge!

Wilhelm II. ſieht ja ſtets die Welt mit anderen Augen
an wie gewöhnliche Sterbliche. Würde er ſich doch ſonſt klar
darüber ſein, daß der Schutz, den er mit der Flotte dem
deutſchen Kaufmann gewähren kann, dem deutſchen Handel
verdammt wenig nützt. Der deutſche Handel braucht vor allem
Schutz vor den deutſchen Agrariern, die ihm durch
ihre Hochſchutzzollpolitik das Leben weidlich ſchwer machen. Und
dieſen Schutz könnte ihm Wilhelm II. nicht gewähren, ſelbſt
wenn er wollte. Denn gegen die in Preußen- Deutſchland
regiernden Agrarier kann auch ein König von Preußen und
deutſcher Kaiſer nicht aufkommen, ſolange ſie nicht das Volk
zum Teufel jagt.

Ruſſiſche Zollmaßnahmen gegen deutſche Getreideeinfuhr.
Der ruſſiſche Landwirtſchaftsminiſter Krivoſchein brachte im
Miniſterrat eine Vorlage zur Beſchränkung der Ge
treideeinfuhr aus Deutſchland ein. Der Miniſter
erklärte, Rußlands Getreideexport falle in jedem Jahre mehr,
wogegen die Einfuhr in ſtetem Wachſen begriffen ſei. Falls
nicht ſchleunigſt dagegen Maßregeln ergriffen würden, wäre
Rußland nicht mehr imſtande, die Getreidepreiſe im Jnnern
des Landes zu regulieren und würde in volle Abhän gigkeit
von Deutſchland kommen. Krivoſchein beantragte die
ſofortige Einführung eines höheren Zolles auf
deutſches Gerreide. Deutſchland produziert keineswegs
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liche, die als ſolche von der Behörde durch volle Unterſchrift
gekennzeichnet iſt. Zur Veröffentlichung dieſer Mitteilungen
dienen die amtlichen Blätter. Die preußiſche Regierung ſchuf
ſich ein ſolches Blatt im Jahre 1819. Sein Titel: Allgemeine
Preußiſche Staatszeitung erfuhr in der Folgezeit mehrfache
Veränderungen und lautete ſeit dem 1. Juli 1851 Königlich
Preußiſcher Staatsanzeiger, aus dem ſpäter, ſeit dem 4. Mai
1871, Deutſcher Reichsanzeiger und Königlich Preußiſcher
Staatsanzeiger wurde. Das Blatt bringt in ſeinem offi,
ziellen, alſo amtlichen, Teil Ernennungen, Kabinetts-Orders,
Verordnungen, Verfügungen und Privilegien, ſowie den Wort-
laut aller neu in Kraft tretenden Geſetze.

Schwieriger iſt es, das Wort „offiziös“
„Halbamtlich“ zu ſagen geht nicht an, weil
ebenſo inhaltlos wie halbgut, halbſchlecht oder halbböſe iſt.
Grimm ſchweigt ſich über das Wort aus. Der Franzoſe be
zeichnet mit officieux dienſtfertig, willfährig, und nennt „une
mensonge officieuse“ eine Dienſt- oder Notlüge. Das Wort
hat, wie ſich herausfühlen läßt, einen unangenehmen Beige-
geſchmack. Eine offiziöſe Mitteilung iſt eine ſolche, die von der
Behörde einer dienſtfertigen, willfährigen Perſon zu dem
Zweck gemacht wird, damit ſie auf deren eigene Verantwortung
in die Oeffentlichkeit gelange. Der Herr Offizioſus, wie der
dienſtwillige Mann genannt wird, nimmt alle Mitteilungen
der Behörde für bare Münze und verzichtet auf eigene Kritik.
Es erinnern die offiziöſen Mitteilungen ſehr häufig an den
Ausſpruch geriebener Diplomaten, eines Talleyrand und
Metternich: Die Sprache ſei nur dazu da, Gedanken zu ver-
bergen. Sie ſind meiſt ſo doppelſinnig wie ehemals die Orakel-
ſprüche der Pythig im Tempel zu Delphi. Blätter, die der
Regierung für ſolche Mitteilungen bereitwilligſt ein Stück
weißes Papier zur Verfügung ſtellen und ſich zum Sprachrohr
der Regierung machen, heißen „offiziöſe Organe“. Eins der
erſten dieſer Art wurde in England unter der Regierung Wil-
helms von Oranien gegründet, als in den vier Jahren 1688
bis 1692 nicht weniger als ſechsundzwanzig neue Zeitungen
erſtanden, von denen faſt alle zur Oppoſition gehörten.

Doch die Benutzung der Zeitungen zu offiziöſen Mittei-
lungen iſt ſehr alt. Erinnert ſei an Friedrich den Großen.
Dann an den erſten Napoleon, der die Preſſe ſehr oft mit offi-
ziöſen Nachrichten in der Abſicht gefüttert hat, die Gegner über
ſeine kriegeriſchen Abſichten zu täuſchen, insbeſondere als er
im Jahre 1800 den Zug über den St. Bernhard nach Jtalien
gegen die Oeſterreicher antrat und ſeine ſtrategiſchen Be
wegungen zu verſchleiern ſuchte. Der dritte Napoleon hat ihn
mit ſeiner offiziöſen Preſſe noch übertrumpft, wie denn über-
haupt erſt unter ihm das Wort „offiziös“ für verkappte Mit-
teilungen und Darlegungen aus dem Regierungskreiſe in
Mode kam. Und daß Bismarck die offiziöſe Preſſe großartig
handhabte, bedarf kaum der Erwähnung.

Es wäre ein wahrer Segen, wenn das Wort „offiziös“ ver
ſchwinden würde, aber es hält eben zu ſchwer, einen anſtändigen
Erſatz dafür zu ſchaffen.

zu verdeutſchen.
dieſer Begriff
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überſchüſſiges Getreide, im Gegenteil, es van mit ſeinem
Getreidebedarf ſehr vom Getreideimport ab. Wenn Rußland
gleichwohl Zollrepreſſalien gegen zu hohe deutſche Getreide-
einfuhr androht, ſo iſt das eine Folge der famoſen Einfuhr-
cheinLiebesgabe, die das deutſche Getreide dem einheimiſchen
arkt entzieht und nach Rußland treibt, dafür aber den

Agrariern die Millionen der EinfuhrſcheinVergünſtigung in
die Taſchen leitet. Es iſt ein Skandal, daß es erſt auslän-
diſcher Repreſſalien bedarf, um der Protektionswirtſchaft im
Reiche auf den Leib zu rücken.

Hausbeſitzerſchmerzen. Das Wehrbeitragsgeſetz beſtimmt,
daß der ſtädtiſche Grundbeſitz nach dem Ertragswert veranlagt
wird. Was für die Agrarier von großem Vorteil, iſt für die
ſtädtiſchen Grundbeſitzer von Nachteil, da die emporgeſchraub-
ten Mieterträge leicht kontrolliert werden können. Deshalb
proteſtieren die Hausbeſitzer gegen die Beſteuerungsform, ſie
verlangen, daß die Grundſtücke nach dem „wirklichen“ Wert
eingeſchätzt werden. Man kann dies Verlangen begreifen,
denn von gut unterrichteter Seite wird verſichert, daß die
Hausbeſitzer von GroßBerlin bei der Beſteuerung nach dem
gemeinen Wert zum Wehrbeitrag mindeſtens 8 Millionen
Mark weniger Steuern zu zahlen haben werden, als
wenn ſie nach dem Ertragswert beſteuert würden.

Scherls Wandlung vom Klatſchblätterfabrikanten zum
offiziöſen Reaktionsverteidiger. Die W. a. M. ſchreibt: Wie
in eingeweihten Kreiſen bekannt iſt, verſucht Herr Auguſt
Scherl ſeit längerer Zeit, ſich ſeines Zeitungsbeſitzes (Berl.
Lokal-Anzeiger, Tag uſw.) ganz oder zum größten Teil zu
entledigen, um größere Summen, die er wohl aus irgendeinem
Grunde braucht, in die Hand zu bekommen. Er hat deshalb
ſchon mit ſehr bekannten großen Zeitungsunternehmungen
verhandeln laſſen, iſt aber wegen übertriebener Forderungen
nicht zum Ziele gelangt. Wie uns jetzt von beſonderer Seite
mitgeteilt wird, ſoll zum 1. Oktober den Scherlſchen Unter-
nehmungen neues Kapital in erheblichem Umfange zugeführt
werden. Und zwar Kapital, das aus konſervativen
Kreiſen ſtammt. Jnsbeſondere wird uns als beteiligt Graf
Tiele-Winkler bezeichnet, der ſchwerreiche oberſchleſiſche
Magnat, der dem Kaiſer recht nahe ſteht.

So ſchiebt das Kapital die „öffentliche Meinung“ nach rechts!

Ein Mitarbeiter des Reichsverbandes. Vor der Düſſſel-
dorfer Strafkammer hatte ſich am Sonnabend eine Kaſſiererin
gus Gelſenkirchen wegen Untreue zu verantworten. Das
Mädchen war in einem Düſſeldorfer Geſchäft angeſtellt und
hat dieſem etwa 3700 Mk. unterſchlagen. Sie iſt von der
Natur etwas ſtiefmütterlich behandelt, möchte aber trotzdem
gern Ehefrau werden. Dieſes Sehnen wurde von dem ver-
heirateten Schriftſteller Paul Karl Dickmann aus Eſſen, der
für die Reichsverbandskorreſpondenz ſchrieb, in der gemeinſten
Weiſe ausgenützt. Dickmann ſchwindelte dem Mädchen vor, er
werde ſich ſcheiden laſſen, um es dann zu heiraten. Jm Ver-
trauen darauf gab ihm das Mädchen ſein Sparguthaben in
Höhe von 1300 Mark, und als Dickmann dann wieder Geld ver-
langte, vergriff ſich die Angeklagte ſchließlich an der Geſchäfts-
kaſſe. Dickmann hat ſich ohne daß das Mädchen zunächſt da-
hinter kam von dieſem aushalten laſſen. Vor Gericht gab
er an, er habe zeitweilig feſte Stellung gehabt und „neben-
bei viele Sachen für den Reichsverband gegen
die Sozialdemokratie geſchrieben und dieſe
Sachen gut bezahlt“ erhalten. Das Gericht verurteilte
die Kaſſiererin das Opfer des Reichsverbändlers zu ſechs
Monaten und den Reichsverbändler Dickmann wegen Hehlerei
zu einem Jahr Gefängnis.

Frankreich.
Das Kino im Dienſte des Molochs. Aus Paris wird ge-

neldet: Bereits ſeit einiger Zeit bedienen ſich die franzöſiſchen
Behörden der Kinematographie, um an das „patrio-
tiſche und militäriſche Gefühl der Bevölkerung zu appel-
lieren. Der Kriegsminiſter hat nun dem Kinounter-
nehmen Pathé drei Kompagnien Zuaven und eine
Kompagnie Kolonialinfanterie zur Verfügung ge-
ſtellt, um den marokkaniſchen Feldzug im Gelände von Nogent
darzuſtellen und eine beſtimmte Anzahl Films anzufertigen.
Wahrſcheinlich wird hierbei auch Artillerie Verwendung finden.

So werden die niedrigſten Mord- und Blutinſtinkte in den
Maſſen aufgewühlt. Und das alles zur höheren Ehre der
militäriſchen Schutzgarde der Kapitaliſten.

Jtalien.
Die Streikbewegung. Aus Mailand meldet Wolffs

Bureau: Der Streik neigt ſich entſchieden ſeinem Ende zu;
die Wiederaufnahme der Arbeit macht ſich ſtark bemerkbar.
Zahlreiche Straßenbahnwagen und Fuhrwerke verkehren. Der
Verſuch, den Streik auf andere Verkehrsmittelpunkte auszu-
dehnen, iſt tatſächlich geſcheitert. Jn Rom ſetzte die Arbeits-
kammer den Beginn des Streikes auf 4 Uhr nachmittags feſt,
aber überall wurde bis zum Abend gearbeitet; die Stadt hat

ihr normales Ausſehen, der Verkehr war ungeſtört; nur
einige Zeitungen mußten ihre vierte Ausgabe ausfallen laſſen,
weil ſpäter am Abend die Thypographen ſtreikten. Teilweiſe
Arbeitseinſtellungen werden nur aus Piſa, San Pier d'Arena
und Seſtri Ponente gemeldet. Die Arbeitskammer in Genug
hat öffentlich und eindringlich vom Streik abgeraten.

Finnland.
Zum Siege bei den Landtagswahlen berichtet uns heute noch

eine Meldung unſeres Berichterſtatters aus Helſingfors fol-
gendes: Das Ergebnis der Landtagswahlen übertrifft unſere
Erwartungen. Unſere Partei hat 5 Mandate gewonnen, 1 ver-
loren und beſitzt nun mit ihren 90 Mandaten 45 Proz. aller
Sitze im Landtage. Die für die Sozialdemokratie abgegebene
Stimmenzahl iſt von 41,1 Proz. im Jahre 1911 auf 42,9 Proz.
geſtiegen. Seit Einführung des neuen Wahlgeſetzes vom Jahre
1906 hat die ſozialdemokratiſche Mandatszahl bei den faſt jähr-
lich ſtattfindenden Neuwahlen ununterbrochen zugenommen.
Keinmal aber war die Steigerung ſo ſtark wie bei den dies-
jährigen Wahlen ein Beweis für die Radikaliſierung der
Volksmaſſen und die feſte Stellung der finniſchen Sozialdemo-
kratie. Der Gewinn unſerer Partei geht hauptſächlich auf
Koſten der konſervativen Altfinnen, deren Mandatszahl von 43
auf 38 geſunken iſt. Die bürgerlichen Mittelparteien, Schweden
und Jungfinnen haben nur eine geringe Verſchiebung unter-
einander aufzuweiſen. Dagegen iſt der radikale Kleinbauern-
hund von 16 auf 18 Mandate geſtiegen, während der Vertreter
der chriſtlichen Arbeiter aus dem Landtag herausgewählt wor-
den iſt.

Rußland.
Mishandlung politiſcher Verbannter. Petersburger

Dumaabgeordneie Gen. Badajew hat an den Miniſter des
Jnnern folgendes Telegramm gerichtet: „Jch habe von dem
Verbannten Jlja Sokolowsky in Powenez, Gouvernement
Oloneßk, zwei Telegramme erhalten. Jn dem erſten teilt er
mit, daß er nach dem Angriff eines Polizeiaufſehers
auf ſein Leben trotz ſeiner ſchweren Lungenkrankheit als
einzelner nach dem äußerſten Norden verbannt werden ſoll;
in dem zweiten Telegramm berichtet er, daß er wegen Ab-
ſendung ſeiner erſten Depeſche in der Polizei geprügelt,
gefeſſelt und unter Bedeckung von Poliziſten nach dem
Spital geſchafft wurde, wo er ſtändig polizeilich überwacht
wird.“ Die hier geſchilderten Vorkommniſſe bilden keineswegs
eine Ausnahme. Die politiſchen Verbannten in den nord-
ruſſiſchen und ſibiriſchen Gouvernements ſind der Willkür
roher Poliziſten ausgeliefert, dem Hunger und der Kälte preis-
gegeben. Nur ſelten dringen ihre Klagen über die unerträg-
lichen Leiden, denen ſie ausgeſetzt ſind, an die Oeffentlichkeit.

Aus der Partei.
Der politiſche Maſſenſtreik

ſtand am Sonntag auf der Tagesordnung der Generalver-
ſammlung des Kreiswahlvereins für Niederbarnim. Die
Referentin Roſa Luxemburg vertrat in allen weſentlichen
Punkten die Anſchauungen, die ſie am 22. Juli im 4. Berliner
Wahlkreiſe vorgetragen hatte. Jn Uebereinſtimmung mit dem
Kreisvorſtand beantragte die Referentin die nachſtehende
Reſolution:

Der Parteitag begrüßt das wiedererwachte Jntereſſe
weiter Parteikreiſe für die Frage des Maſſenſtreitks als ein
Zeichen der Kampfesſtimmung der Maſſen und ihres rich-
tigen Gefühls für die Tatſache, daß die Sozialdemokratie
auf die Dauer mit den parlamentariſchen Mitteln allein
nicht auskommen kann.

Der Maſſenſtreik kann jedoch nicht auf Kommando von
Partei- und Gewertſchaftsinſtanzen künſtlich herbeigeführt
werden. Er kann ſich nur aus der Verſchärfung der wirt-
ſchaftlichen und politiſchen Situation ergeben, als Steige-
rung einer bereits im Fluß befindlichen Maſſenaktion.

Eine ſolche Situation iſt in Deutſchland in naher Zu-
kunft unvermeidlich. Die Verſumpfung der preußiſchen
Wahlrechtsſache, die Vorſtöße des Jmperialismus mit der
ſtändigen Kriegsgefahr, der Stillſtand der Sozialreform,
die immer dringendere Notwendigkeit, das Koalitionsrecht
zu verteidigen und es für den Landproletarier und die Ar-
beiter und Angeſtellten der Staatsbetriebe zu erobern, end-
lich das völlige Verſagen der bürgerlichen Parteien machen
das kräftige Eingreifen der arbeitenden Maſſen zur gebie-
teriſchen Pflicht, ſoll die Reaktion nicht auf der ganzen Linie
triumphieren.

Der

den bisher nicht beſtätigt.

Als Antwort auf die Uebergriffe der Reaktion, wie als
erſte Vorausſetzung erfolgreicher Maſſenaktionen iſt gegen
wärtig eine offenſive, entſchloſſene Taktik der Partei auf
allen Gebieten unbedingt erforderlich, ſo auch im Reichstag
und namentlich im preußiſchen Wahlrechtskampf. Nur eine
ſolche ſcharfe revolutionäre Taktik, die den Schwerpunkt des
Kampfes bewußt in die Aktion der Maſſen verlegt und die
vor keiner Konſequenz zurückſchreckt, iſt geeignet, in den
Reihen der Organiſierten die Kampfesenergie und den
Jdealismus wachzuhalten, ſowie die Unorganiſierten in
wichtigen Augenblicken mitzureißen und für die gewerkſchaft-
liche und politiſche Organiſation dauernd zu gewinnen.

Dieſe Reſolution fand nach einer längeren regen Debatte
einſtimmige Annahme.

Volkswirtſchaftliches.
Vor neuen Preisſteigerungen.

Jn einem früheren Artikel haben wir bereits auf die Ge-
fahr hingewieſen, daß die einſetzende Wirtſchaftskriſe durch
eine weitere Steigerung der Fleiſchpreiſe für die Ar-
beiterſchaft noch verſchärft werden könnte. Dieſe Befürchtung
wird beſtärkt durch die nachfolgenden Ausführungen der Amt-
lichen Zeitung des Deutſchen Fleiſcherverbandes über die Lage
des Viehmarktes im Monat Juli:

„Wieder ſind wir in die Zeit der ſommerlichen Preisauf-
ſchläge geraten. Da ſie regelmäßig wiederkehren, können ſie
nicht überraſchen und mit unnatürlichen Befürchtungen er-
füllen. Wenn aber das geſamte Preisniveau noch in den Nach-
wehen einer Teuerung überaus hoch liegt, und wenn trotzdem
die Preiſe immer neue Rekordhöhen erreichen,
ſo wird ſchließlich auch der ruhigſte Beurteiler von ernſten Be
denken beherrſcht. Auf dem Rindermarkte iſt im
Juli ein Preisaufſchlag eingetreten, der für viele Märkte
einen neuen Rekord darſtellt. Die diesjährigen Julipreiſe
überragen alle bisher dageweſenen Durchſchnittspreiſe und
ſtehen im Vergleich zu dem Vorjahre am Berliner Markte bei-
ſpielsweiſe wie folgt: Ochſen zweite Qualität 1913 89, 1912
85,30, 1911 79, 1910 77,30 und 1906 66 Mk. Jnnerhalb vier
Jahren iſt mithin eine Preisſteigerung um über ein
Drittel eingetreten! Auch Schweine haben den bis da-
hin höchſten Julipreis des Jahres 1912 im laufenden Jahre
noch etwas überſchritten, und zwar in ſo jähem Sprunge, daß
befürchtet werden muß, daß die Preisſteigerung im Herbſt die
jenige des Vorjahres noch überragen wird. Es wird in dieſer
Bewegung allerdings auch ſchon ein gut Teil Spekulation auf
Grund der Schweinezwiſchenzählung liegen, ſo daß wir die
Siluation noch nicht ſo ernſt auffaſſen, wie ſie tatſächlich er
ſcheint. Zurückgegangen ſind die Preiſe auf den Kleinvieh-
märkten. Sie ſtehen indes auch für Kälber noch immer auf
einer Stufe, die in den Jahren 1911 und 1912 nur als Höchſt
preiſe, ſonſt aber überhaupt noch nicht erreicht
wurden. Ebenſo iſt es bei den Hammeln, deren jetziger
Preis in früheren Jahren auch nicht annähernd erreicht wor
den iſt.

Hieraus wird ohne weiteres erkennbar, daß die Lage des
Vieh und Fleiſchmarktes durchaus keine befriedigende iſt.“

Gewerkſchaftliches.
Zur Werftarbeiterbewegung.

Die Hamburger Werftarbeiter werden ſich am
heutigen Dienstag in Verſammlungen mit dem Beſchluſſe der
Berliner Generalverſammlung des Verbandes beſchäftigen.

Einen außer ordentlichen Verbandstag des Kupfer-
ſchmiedeverbandes wollte der Zentralvorſtand genann-
ten Verbandes einberufen. Nachdem aber eine ganze Anzahl
Filialen nicht nur die Vorſchläge des Zentralvorſtandes ab-
lehnten, ſondern auch einige Filialen gegen eine ſofort einzu
berufende Generalverſammlung Proteſt einlegten, nahm der
Vorſtand von der Einberufung einer Generalverſammlung Ab-
ſtand. Der Verband iſt nur mit 448 Mitgliedern an 7 Orten
am Streik beteiligt.

Streikkrawalle?
Kapitaliſtiſche Blätter verbreiten: Am Sonnabend abend

kam es in Altong an der Hamburgiſchen Grenze zu einem hef-
tigen Streit zwiſchen Arbeitswilligen und ſtreikenden Werft-
arbeitern. Die einſchreitenden Schutzleute wurden mißhandelt,
die Menge wuchs derartig an, daß in einigen Straßen der
Straßenbahnverkehr gehemmt wurde. Die Schutzleute muß-
ten (1) ſich mit der blanken Waffe in der Hand den Weg
bahnen. Sieben der Rädelsführer (1) wurden verhaftet.

Dieſe Schauernachrichten, die deutlich den Stempel der
unternehmer-intereſſierten Mache an der Stirn tragen, wur
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Vortrag und
Diskuſſion über

Die Reichsverſicherungsordnung brachte den Frauen die volle Gleichberechtigung in der Ver-
waltung der ſozialen Verſicherung (den Krankenkaſſen, Verſicherungsanſtalten uſw.). Die Frauen
können nunmehr, genau ſo wie die Männer, zu allen Verwaltungsorganen (Krankenkaſſenausſchüſſen
uſw.) wählen und gewählt werden.

Intereſſe all

2689

Die Frauen müſſen deshalb ſich über dieſe Rechte
aufklären, damit ſie von ihnen den richtigen Gebrauch machen.

Arbeiterinnen und Frauen ſelbſt, die Verſammlung zu beſuchen.

Der Vorſtand des Gewerkſchaftskartells.

Es liegt daher im

Mekleben Ischerben.,
Zu dem am Sonntag den 17. Auguſt im Gaſthof

„Zur Sonne in Nietleben ſtattfindendeme (ewerkschafts-Feste
*1361 beſtehend in

UVmzug, Festrede, Blumen-Verlosung, Tombola
ſowie Preis-Schiessen und Kinder-Belustigungen

ladet die Gewerkſchafts u. Parteigenoſſen von Nietleben, Zſcherbenund Umgegend zu zahlreichen Beſuche ergebenſt ein

Umzug 3 Uhr. Das Komitee.
Bekanntmachung.

Zu der am 20. Auguſt er. ſtattfindenden Vertreterwahl zum
Ausſchuß der zukünftigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe werden
den Arbeitgebern ſowie den verſicherten, wahlberechtigten Mitgliedern
von heute ab die erforderlichen Ausweiſe bei den zuſtändigen Kaſſen
verwaltungen ausgeſtellt.

Außerdem ſind zur Ausſtellung dieſer Wahlausweiſe für die
Verſicherten die betr. Arbeitgeber verpflichtet.

Die wahlberechtigten Mitglieder werden gebeten, ſich dieſe

(2754

Wahlausweiſe umgehend zu verſchaffen.
Halle (Saale), den 12. Auguſt 1813.

Der Vorſtaud des Krankeukaſſen- Verbandes
Halle (Saale).

J. A. A. Adler, Vorſitzender.

Sine aparte u. vornehme
Frisur

ist natürlich nur bei einem
gesunden und üppigen Haar
möglich und die Gesundheit
des Haares ist wiederum ab-
hie von einer natürlichen
Haarpflege, wie sie durch regel-mävie e Waschungen des Haares

und Haarbodens mittels

„Shampoon mit
dem schwarzen Kopf“

zweifellos erreicht wird.
Durch diese Waschungen

werden die vitalen Funktionen der Haare und der Haut
angerest, das Haar wird schuppenfrei, glänzend undund selbst dürftiges Haar cent ein volles Aussehen.

Man verlange beim Einkauf ausdrücklich „Shampoonmit der nebenstehenden
achahmungen des Originab

7 Pakete
mit dem sohwarzen Ko
Schutzmarke und lehne
Fabrikates kategorisch ab. we 20 Pfg.Mk. 1.20 auch mit c Teer-, icamilien-Sohwofeol-, Sauerst Kräuter- „Peru-Tannin-
Lanolin- oder Biriconbaisam-Zusata““ Pabet 25 Pfg.,)

sSchutzmarke. 7 'akete A. 5,50) in ahen Apotheken, Drogerien ung
Parfümerie- Gesenaitten erhältlich.

Alleinig. Fabrik.: Hans Schwarzkopf G. m. b. H., Berlin N. 37.

Mapdharte Nrte-kuropa

Preis 50 Pfg. Nach auswärts Porto zuzüglich.
Jeder Zeitungslefer, jeder Politiker iſt Käufer dieſer Karte.

Größe 100)075 em. Zuſammenlegbar.Beſtellungen nehmen entgegen alle Austräger und die

Volksbuchhandliung, Hate a. S., Harz 4243.

„Die Besten sind die Billigsten!“

ſisehmesser und Gabeln

Wir führen nur die besten Fabrikate wie:

J. A. Henkels Ed. Wüsthok,und
Solingen.

Gute Essbestecke von 50 Pf. an.

C. F. Ritter, Halle. S.
Leipzigerstrasse 90.

Mitglied des Rabatt Spar Voereins.
S

Re Axheiterjugend und ihre Welt.

Preis 50 Pfg. Porto 10 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volks-Buchhanädlung, Harz 42/43.
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d a s s elWaschwmiftel
Nicht selbst waschen!

Das besorgt viel schneller, besser und billiger
Persil. Nur einmaliges etwa viertelstündiges
Kochen und die schmutzigste Wäsche ist

im Nu blendendweiss
frisch und duftig wie auf dem Rasen gebleicht.

Ueberall erhbäitſich, nie lose, nur in Original-Paketen.

HENKEL 6 Co., DOSSELDOREF.
Auch Foebrikanten der allbeliebten

BSſeſch Socda

*128

Henkel's

27566 Wiederum ein

Krone fesse
Wtregſpe attungsſtückr ö Bildern Howard.Anf.8. Ende geg. F77 Uhr.

Aufführungen!
wenige

ſülkörli
Sie speisen qut, appetiflich
und preiswert im eigenen Heim

der Halleschen Arbeiterschaoft.

Reichholfiger, kräftiger und
wohlschmeckender, guter

Mittaqgstisch
von 50 Tr an. t.

t Fahrräder
kauft stets zu soliden Preisen
H. Schindler, Kl. Ulrichstr. 35.

Bekanntmachung.

II

Es iſt in letzter Zeit häufiger
beobachtet worden, da pazier-

egen ineng uſw. auf den
er hieſigen Feldflur, rauf denen nach der Hei de, Hunde

derart ohne Aufſicht laſſen, daßie die Felder belaufen und der
agd durch das Au fſ töbern vonen u. ſonſtigem ſt d

lichen Schaden zufügen. Abgeſehen
davon, daß die Hundebeſitzer den
Abſchu i eines wildernden Hundes
durch den Jagdbere tat beürchten rigen würde das Führen

er Hunde an der Leine auf den
Wegen in der hieſigen Fe r
al zehic angeordnet werdenlls dieſe Warnung unbeachtet

bleiben foute.
Halle, den 11. Auguſt 1913.

f] Die Polizeiverwaltung.

Standesamtliche Nachrichten.
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 188 Halle (Saale), Mittwoch den 13. Auguſt 1913 24. Jahrg.

Demokratie.
unchmal hört man fragen: kann man königstreu ſein und

gleichwohl ein liberaler Mann Gewiß kann man das; wie
die Dinge heute liegen, muß man es ſogar. Nur hört man
damit auf, ein Demokrat zu ſein! Und das iſt es,
was wir jetzt beweiſen wollen.

Was nämlich bedeutet das Wort Demokratie? Wer iſt ein
Demokrat? Unſere Liberalen lieben es, auf ihre große Ge
ſchichte, auf ihre großen Vorgänger mit Stolz hinzuweiſen.
Holen wir uns alſo Rat bei den großen Demokraten der Ver
gangenheit. Johann Jacobhy iſt zwar am Abend ſeines
Lebens zur Sozialdemokratie übergetreten, aber er tat das
wohl nur aus Verzweiflung darüber, daß er bei den Liberalen
keine Demokratie finden konnte. Jedenfalls werden die Libe
ralen nichts dagegen haben, daß man ihn zu den Jhren zählt,
deren Sache er während der beſten Jahrzehnte ſeines Lebens
mit Kraft und Eifer geführt hat. Johann Jacoby hat keinen
Zweifel darüber gelaſſen, was er unter Demokratie verſtand.
Jn einer Rede am 17. April 1849 ſagte er:

Die Rechtsgleichheit aller, alſo keine Bevorzugung der Ge-
burt, des Standes oder Vermögens, und die Selbſtbeſtim-
mung, alſo keinerlei Herrſchaft eines Einzel-
willens über den Geſamtwillen, dieſe beiden
Forderungen ſind der Jnbegriff der Demokratie.

Und wiederum im Jahre 1858 nannte er Selbſtregierung
und Rechtsgleichheit „die Seele der Demokratie“. Jn der Tat
nehmen ja auch die heutigen Liberalen die Worte Freiheit und
Gleichheit als den Jnbegriff ihres Strebens in Anſpruch.
Nun aber gehört kein tiefes Nachdenken dazu, um herauszu-
finden, daß ſolch Streben mit der Monarchie ſchlechterdings
unvereinbar iſt! Worin beſteht das Weſen des Monarchen?
Darin, daß er über das Volk herrſcht. Aber der Demokrat
will doch, daß das Volk ſich ſelbſt regieren ſoll. Dann
muß er doch nach Beſeitigung der Monarchie ſtreben, dann
darf er doch dem Monarchen nicht huldigen. Und ebenſo
ſteht's mit der Rechtsgleichheit. Kann man ſich einen Mon-
archen vorſtellen, der nur die gleichen Rechte hat, wie jeder
Staatsbürger? Oder gehört es nicht vielmehr zum Weſen des
Monarchen, daß er Vorrechte hat?

Man mag alſo die Sache betrachten, von welcher Seite man
will immer kommt man zu dem Ergebnis: ein aufrich-
tiger Demokrat muß Republikaner ſein, muß
die Beſeitigung der Monarchie anſtreben. Darüber war ſich
auch Johann Jacoby vollkommen klar. Schon 1848 ſagte er:

Republikanismus iſt dem Begriffe nach der höchſte und
reinſte Ausdruck bürgerlicher Selbſtregierung und Gleich-
berechtigung; die republikaniſche Staatsform halte ich da-
her für die eines freien, politiſch gebildeten Volkes würdigſte
Staatsform.

Und ebenſo betonte er im Jahre 1858:
Das Prinzip der Selbſtbeſtimmung in ſeiner vollſten

Strenge und Konſequenz genommen,, ſchließt jegliche Ein-
wirkung eines fremden Willens aus. Ebenſo ſchließt
das Prinzip der Gleichberechtigung jede Art der Bevor-
zugung durch das Geſetz, jeden Vorrang des einen vor dem
andern, mithin die monarchiſtiſche Staatsform aus.

Freilich iſt zuzugeben, daß auch Johann Jacoby ſeinem
Prinzip nicht durchweg treu geblieben iſt. Gerade im Jahre
1858 hatte der preußiſche Liberalismus, an der eigenen Kraft
verzweifelnd, ſeine Hoffnungen auf die Krone geſetzt und
machte ſeinen Frieden mit der Krone. Und Johann Jacoby
machte dieſen Frieden mit. Doch iſt es immerhin noch ein
Unterſchied, ob man einen beſtehenden Zuſtand anerkennt, weil
man ſich zu ſchwach fühlt, ihn zu ändern, oder ob man ihn aus
Prinzip anerkennt. Das aber tun die heutigen Liberalen.
Sie betrachten es als einen Vorwurf, als ein Verbrechen,
Republikaner zu ſein. Und ſie haben auch ganz recht. Denn
für ſie iſt der Monarch der Schirmherr der beſtehenden
Staatsordnung, die für das liberale Bürgertum ſo angenehm
iſt. Deshalb huldigen ſie dem Monarchen aus aufrichtigem
Herzen. Dann aber find ſie keine aufrichtigen Demokraten
mehr, und ſie ſollen uns nicht zumuten, ihnen zu glauben,
daß es ihnen ernſtlich um eine Demokratiſierung Deutſchlands
zu tun ſei.

Aus der Partei.
Zur Fraktionstaktik.

Jn zwei Verſammlungen beſchäftigte ſich am 22. Juli und
am 8. Auguſt der zweite Hamburger Wahlkreis mit der
Haltung der Fraktion zu den Wehr und Deckungsvborlagen.
Genoſſe Stengele als Referent kritiſierte ſcharf die Taktik
die die Reichstagsfraktion der neueſten Rüſtungsvorlage gegen
über eingeſchlagen habe. Nicht die Zuſtimmung zum Wehr-
beitrag und zur Teilvermögensſteuer wolle er der Fraktion
zum Vorwurf machen, ſondern den Mangel an Ent-
ſchloſſenheit, Zähigkeit und Nachdruck in der
Bekämpfung der Wehrvorlage ſelbſt. Hier liege der
Kernpunkt der Frage. Bezüglich der Deckungsfrage ließen ſich
nämlich gute Gründe ebenſowohl für als gegen die Haltung
der Fraktion geltend machen. Durch dieſe Diskuſſion entſtehe
die Gefahr, daß die Aufmerkſamkeit von der eigen tlichen
Wehrvorlage zu ſehr abgelenkt werde. Und gerade hier
habe die Fraktion zweifellos einen ſehr ſchweren Fehler be-
gangen. Die ſchließliche Annahme der Wehrvorlage hätte ſie
zwar nicht hindern können. Wenn ſie aber alle die zahlreichen
Mittel, die auch im Rahmen der jetzigen Geſchäftsordnung
möglich ſeien, wie eingehendſte Begründung und Beratung
aller zur Wehrvorlage zu ſtellenden Anträge, Verlangen nach
namentlichen Abſtimmungen, bis aufs äußerſte ausgenutzi
hätte, ſo wäre es ihr ſicherlich doch möglich geweſen, durch dieſe
planmäßige Obſtruktion die Entſcheidung wenigſtens
bis nach den Ferien zu verzogern und ſo vielen Tauſenden
junger Leute die Kaſerne zu erſparen. Es gebe ſehr zu denken,
daß die dritte Leſung z. B. an einem einzigen Tage erledigt
werden konnte und daß nur das Erfurter Schredensurteil zu
fällig eine kleine Erregung gebracht habe. Durch den Verzicht
auf die Obſtruktion ſei auch den franzöſiſchen, Genoſſen ihr
Kampf erſchwert worden. Trotzdem haben dieſe es aber ver-
ſtanden, das Geſetz über die dreijährige Dienſtzeit derartig zu
durchlöchern, daß ſelbſt die Väter des Geſetzes keine Freude
mehr daran haben. Und das ſei gelungen gerade durch plan-

mäßige Ausnützung aller parlamentariſchen Mittel.

Genoſſe Hoffmann, der Vorſitzende des Wahlkreiſes, er
klärte ſich mit der Haltung der Fraktion einverſtanden. Ob-
ſtruktion ſei nicht angängig geweſen. Da die Annahme der
Wehrvorlage doch nicht zu hindern geweſen ſei, ſo habe die
Fraktion die Pflicht gehabt, die neuen Steuern nach Möglich-
keit auf die Schultern der Beſitzenden zu überwälzen. Dieſer
Pflicht ſei die Fraktion, ſoweit ſie konnte, nachgekommen. Die
Maſſen im Lande würden es nicht verſtanden haben, wenn
dieſe Beſitzſteuern von der Sozialdemokratie abgelehnt worden
wären. Beſchlüſſe wurden von der Verſammlung nicht ge-
faßt. Angenommen wurde lediglich eine Reſolution, in der
die Nachläſſigkeit der Fraktion bei der Abſtimmung über die
Proportionalwahl getadelt wird.

Der dritte Hamburger Wahlkreis beſchäftigte ſich
ebenfalls mit der Taktik. Parteiſekretär Lüth ſtellte ſich auf
den Standpunkt der Mehrheit der Fraktion. Jn der Dis-
kuſſion fand die Stellung der Fraktion eine lebhafte Kritik.
Eine Reſolution, die die Stellung der Fraktion kritiſiert,
wurde, nachdem Parteiſekretär Stubbe widerſprochen hatte,
abgelehnt. Stubbe betonte jedoch, daß er nur deswegen gegen
die Reſolution ſtimmen müſſe, weil der Bericht der Fraktion
noch nicht vorliege und auf dem Parteitage genügend Gelegen-
beit geboten ſei, über die Stellung der Fraktion zu reden. Das
Verhalten der Fraktion zu billigen, dafür könne auch er nicht
eintreten. Folgender vom Genoſſen Perner eingehend begrün-
deter Antrag wurde einſtimmig angenommen:

Der Parteitag wolle beſchließen, die Reichstagsfraktion
aufzufordern, im Reichstag einen Antrag auf Einführung
direkter Geſetzgebung durch das Volk ver-
mittels des Vorſchlags- und Verwerfungsrechts einzubringen.
Gleichzeitig iſt im ganzen Reiche eine lebhafte und intenſive
Propaganda für dieſe Programmforderung einzuleiten.

Zur Maifeierfrage wurde folgender Antrag angenommen:
Sämtliche Arbeiter und Arbeiterinnen in Parteigeſchäften,

Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften, Konſumvereinen uſw., die
am 1. Mai ohne Lohnausfall feiern, haben den Tagelohn
abzuführen.

Auf dem Landesparteitag für Gotha hielt am
Sonntage Abg. Genoſſe Wilhelm Bock einen Vortrag über die
politiſche Lage. Genoſſe Bock beſprach vorwiegend die taktiſchen
Fragen und kam zu einer entſchiedenen Ablehnung der
Haltung der Mehrheit der Reichstagsfraktion. Eine aus der
Mitte der Verſammlung eingebrachte Reſolution fand ein-
ſtimmige Annahme. Sie beſagt u. a.:

„Der Parteitag würdigt durchaus die ſchwierige Stellung der
Reichstagsfraktion während der Beratung der jüngſten Heeres-
vorlage, kann ſich aber nicht der Auffaſſung entziehen, daß die
Taktik der Fraktion nicht den berechtigten Erwartungen der
Parteigenoſſen gerecht geworden iſt. Nach wie vor ſollte die
alte Auffaſſung in der Partei herrſchen, die ein Teil der
Fraktion einnahm: Dieſem Syſtem keinen Mann und keinen
Groſchen!

Neben dem Ausbau der Organiſationen und der unausge-
ſetzten mündlichen und ſchriftlichen Agitation zur Aufklärung
der Maſſen ſieht der gothaiſche Landesparteitag auch in der
Propagierung und Anwendung des politiſchen Maſſen-
ſt reiks ein geeignetes Mittel zur Verwirklichung der ſozia-
liſtiſchen Ziele. Nur wenn die Arbeiterklaſſe die Anwendung
aller Mittel in den Bereich der Erörterungen zieht, iſt dem
Mißbrauch zu ſteuern, den die herrſchenden Gewalten durch den
Beſitz der politiſchen Macht an der Arbeiterklaſſe verüben.“

Eine rege Diskuſſion knüpfte ſich an das Referat Bocks. Alle
Redner waren mit den Ausführungen und der Tendenz des-
ſelben einverſtanden.

Auf der Kreisver ſammlung Brandenburg-Weſthavelland äußerte ſich der Abgeordnete des Kreiſes,
Genoſſe Peus-Deſſau, zur Frage des Maſſenſtreiks und zur
Haltung der Reichstagsfraktion. Peus verteidigte die Haltung
der Fraktion. Wenn den Reichen die Koſten für den Mili-
tarismus aufgebürdet würden, ſo werde bei den ſonſt ſo lauten
Befürwortern des Militarismus ein Stimmungswechſel ein-
treten. Den Genoſſen im Lande müſſe zum Bewußtſein kom-
men, daß mit der Wahl der 110 Sozialdemokraten in den
Reichstag erſt die direkte Beſteuerung des Beſitzes möglich war.
Hätte die Fraktion der Beſitzſteuer nicht zugeſtimmt, ſo hätte
man mit der Einbringung eines die Arbeiterſchaft ungün-
ſtigeren Steuerprojekts oder mit der Auflöſung des Reichstags
rechnen müſſen. Bei einer evtl. Neuwahl hätten dann die
einen Gegner ſagen können: Die Sozialdemokratie verweigert
die Mittel für die Landesverteidigung, die anderen: Die
Sozialdemokratie lehnt aber auch die Beſteuerung der Beſitzen-
den ab. Die Abſchaffung des Militarismus könne nur eine
internationale Sache, nicht aber die eines Landes ſein.
Der Militarismus werde ſich auch ſelbſt abwirtſchaften. Beſitz
und Jnduſtrie leiden. Statt des Maſſenſtreiks ſolle man bei
der ruhigen Weiterarbeit der Organiſationen bleiben.
Redakteur Baron Brandenburg will den Maſſenſtreik als
letztes politiſches Kampfmittel betrachtet wiſſen. Die Fraktion
hätte den Militarismus ſchärfer bekämpfen müſſen. Mit dem
Beſitzſteuergeſetz werde dem Militarismus kein Einhalt ge-
boten, wie das Beiſpiel in England zeige. Die Reichen laſſen
ſich ſchließlich ihre Rüſtungs- und Expanſionspolitik etwas
koſten, da ſie die Früchte der imperialiſtiſchen Raubvpolitik dop
pelt und dreifach einheimſen. Jm vorliegenden Falle handele
es ſich gar nicht um eine gründliche Beſitzbeſteuerung. Statt
des bloßen Feilſchens um die Deckung hätte das Hauptgewicht
auf den antimilitariſtiſchen Kampf gelegt werden müſſen. Eine
Reichstagsauflöſung brauchten wir nicht zu fürchten, ebenſo-
wenig die Geſahr einer ſofortigen Wiederkehr indirekter
Steuern. Beſchlüſſe wurden nicht gefaßt.

Gewerkſchaftliches.
Vom Haupttarifamt für das Baugewerbe.

Nachdem erſt kürzlich mitgeteilt werden konnte, daß das
Haupttarifamt im Baugewerbe ſich konſtituiert hat und die
erſte Sitzung zur Erledigung tariflicher Streitfälle für den
Anfang des Monats Oktober feſtgeſetzt worden ſei, haben jetzt
die unparteiiſchen Vorſitzenden des Haupttarifamts durch den
Magiſtratsrat v. Schulz an die an dem Reichstarif im Bau-
gewerbe beteiligten Organiſationsvorſtände die Mitteilung er-
gehen laſſen, daß ſie ſich außerſtande ſehen, die Geſchäfte des
Haupttariſamts weiter zu führen und daß ſie die ihnen an-
vertrauten .Aemter deshalb niederlegen.

Als Urſache ihrer Entſchließung bezeichnen die Unparteiiſchen
den Jnhalt eines Artikels im Zimmerer Nr. 30 vom 20. Juli
ds. Js., der die Ueberſchrift Korruptionserſcheinungen im
Tarifverhältnis für das Baugewerbe trägt, und den ſie für
ſich als „beleidigend“ anſehen.

Wenn es nicht gelingen ſollte, den Unparteiiſchen eine Recht
fertigung zu geben, durch die ſie ſich beſtimmen laſſen, das
ihnen übertragene Amt dennoch auszuführen, dürfte die mit
vielen Mühen zu Ende geführte Tarifbewegung aufs neue
eine arge Störung erleiden. Es dürfte ſchwerlich in dieſer
Tarifperiode die Neukonſtituierung des Haupttarifamts ge-
lingen, was bei den häufigen Verſuchen der Unternehmer,
nachträglich in den Tarifvertrag allerlei unberechtigte Be-

ſtimmungen hineinzubringen, oder ſich überhaupt um den Voll
zug des örtlichen Vertrages zu drücken, für die Arbeiter vielfach
von Nachteil ſein dürfte.
Selbſtherrlichkeit des Direktoriums der Angeſtelltenverſicherung.

Das Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt für Ange
ſtellte hat den Vertrauensmännern der Angeſtelltenverſiche-
rung den Wunſch ausgedrückt, die Vertrauensmänner mögen
zu Ortsausſchüſſen zuſammentreten, damit der Verkehr zwiſchen
Direktorium und den Vertrauensmännern der einzelnen Be-
zirke nur mit einer Stelle zu erfolgen brauche. Es iſt ohne
weiteres zuzugeben, daß dieſe Einrichtung den ſchwerfälligen
Vertrauensmännerapparat für die Praxis der Angeſtellten-
verſicherung dieſtbar machen kann. Da aber dieſe Ortsausſchüſſe
im Geſetze nicht vorgeſehen ſind, kann es ſich immer nur um
eine freiwillige Vereinbarung der Vertrauensmänner unter-
einander handeln. Das Direktorium hat auch, um die Bil-
dung der Ortsausſchüſſe zu erleichtern, den Entwurf einer
Geſchäftsordnung für die Ortsausſchüſſe hergeſtellt, verlangt
nun aber, daß ſich die Ortsausſchüſſe ſklaviſch an den Wortlaut
dieſes Entwurfes halten. Dieſe bureaukratiſche Bevormun-
dung iſt um ſo unerträglicher, als alle Verſuche der Ange-
ſtelltenvertreter, durch Abänderung der Geſchäftsordnung die
Ortsausſchüſſe arbeitsfähig zu geſtalten, von dem Direktorium
rundweg abgelehnt werden. Dieſem aus bureaukratiſchem
Hochmut geborenen Standpunkt ſtimmte der Verwaltungsrat
zu. Dieſe Zuſtimmung iſt vielleicht das peinlichſte an der
ganzen Angelegenheit. Jn den Verwaltungsrat ſind Ange-
ſtelltenvertreter gewählt worden, damit ſie die Jntereſſen der
Angeſtellten gegenüber der Bureaukratie vertreten ſollen, ſtatt
deſſen ſtimmen dieſe Angeſtelltenvertreter der Brüskierung ihrer
unmittelbaren Wähler, der Vertrauensmänner, zu. Man kann
ſich dieſen Luxus ja auch geſtatten, da durch die ſeltſame
Wahlkreisgeometrie die Vertreter der Freien Vereinigung trotz
ihrer großen Stimmenzahl ausgeſchaltet ſind.

Das Verhalten des Verwaltungsrates und des Direktoriums
fordert den ſchärfſten Widerſpruch heraus. Die Vertrauens-
männer, deren Zuſammenarbeit doch freiwillig iſt, werden be
vormundet wie unmündige Kinder. Wo bleibt da die Selbſt-
verwaltung, die den Angeſtellten verſprochen worden iſt? Ent-
weder werden die Befugniſſe der Ortsausſchüſſe im Geſetze feſt-
gelegt, oder die Vertrauensmänner geben ſich eine Geſchäfts-
ordnung, wie ſie ihren Anſchauungen entſpricht. Die Ver-
waltungswillkür des Direktoriums aber iſt unerträglich und
muß ſchleunigſt beſeitigt werden.

Bauarbeiterſchutz-Kongreß.
k. r. Leipzig, 11. Auguſt.

Jm Kongreßſaale der Jnternationalen Baufach- Ausſtellung
trat am Montag früh der 3. Bauarbeiterſchutz- Kongreß zu
ſammen. Nach der Präſenzliſte nehmen 466 Delegierte, die
643 226 organiſierte Arbeiter des Bauberufes vertreten, an
den Kongreßverhandlungen teil. Die Generalkommiſſion iſt
durch ſieben ihrer Mitglieder vertreten. Als Gäſte nehmen
teil, der Genoſſe Pfannkuch-Berlin als Vertreter des Partei-
vorſtandes und der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion
und vom Gewerkſchaftskartell Leipzig der Genoſſe Lüttich.
Aus Hamburg iſt der Baukontrolleur Markhardt, aus Mann-
heim der Stadtrat Schneider, aus Budapeſt die Herren Garbai
und Böhm als Gäſte erſchienen. Ferner nehmen die Herren
Franke und Herzog, Direktoren der Ausſtellung, teil.

Genoſſe Legien eröffnete den Kongreß mit einem Hin-
weis auf die Entwicklung Jer Bauarbeiterſchutz-Frage. Er
betont, daß ſchon der Umſtand, daß der Kongreß in der Kon-
greßhalle tagt, zeigt, inwieweit die Bauarbeiterſchutzfrage ſich
durchgeſetzt hat.

Zu Vorſitzenden werden die Genoſſen Schrader Ham-
burg, Staudinger- Leipzig und Päplow-Hamburg,
ſowie acht Schriftführer gewählt. Nach Erledigung der wei-
teren Formalitäten erhält der Sekretär der Bauarbeiterſchutz-
Kommiſſion Genoſſe Heinke das Wort zu ſeinem Vortrag
über:

Die Entwicklung des Bauarbeiterſchutzes.
Der Referent ſchildert, wie ſchon im Jahre 1870 die Materie
wiederholt behandelt wurde, daß aber erſt ſehr langſam Stim-
mung für die Frage erwachte, im letzten Jahrzehnt erſt wur-
den Fortſchritte auf dieſem Gebiete erzielt. Unter dem Beifall
des Kongreſſes legt Heinke dar, wie für Verhütung der Un-
fallgefahren die Mittel zu karg ſind, wie dagegen für die
Kriegstechnik dieſe ſelbſt ſeitens der Jnduſtriellen reich-
lich vorhanden ſind. Der Referent ſchildert weiter die Fort-
ſchritte und die Maßnahmen, die notwendig ſind, um wirklich
Schutz für Leben und Geſundheit der Bauarbeiter zu ſchaffen.

Der Extrakt ſeiner Ausführungen iſt in nachſtehender Reſo-
lution zuſammengefaßt:

Der dritte Bauarbeiterſchutz- Kongreß wiederholt die in der
Reſolution auf dem Bauarbeiterſchutzkongreß in Berlin im
Jahre 1903 formulierten Anſprüche an die reichsgeſetzliche
Regelung des Bauarbeiterſchutzes.

Wenn der Kongreß auch anerkennt, daß auf Drängen der
Bauarbeiter durch eine Anzahl Verordnungen und Verbeſſe-
rungen der Unfallverhütungs- Vorſchriften die Behörden und
Berufsgenoſſenſchaften den Verſuch unternommen haben, den
Unfallgefahren im Bauberufe entgegen zu wirken, ſo iſt
leider die Wirkung dieſer Maßnahmen durch die unge-
nügende Kontrolle der Vorſchriften beeinträchtigt. Die Ver
ordnungen nehmen vielfach mehr Rückſicht auf das finan-
zielle Jntereſſe der Unternehmer als auf den Schutz der Ar
beiter.

Die Unfallziffer iſt nach wie vor eine ſo erhebliche, daß
in energiſcher Weiſe den ſchweren Uebelſtänden im Bauge-
werbe begegnet werden muß.

Der Kongreß bedauert deshalb, daß die Bauarbeiter heute
noch auf die reichsgeſetzliche Regelung des Bauarbeiter-
ſchutzes vergeblich warten müſſen. Ohne reichsgeſetzliche
Regelung bleibt der Bauarbeiterſchutz nur Stückwerk und
ohne Mitwirkung der Arbeiter an der Kontrolle des Bau-
arbeiterſchutzes ein leerer Schemen.

Wiederholt hat die Bauarbeiterſchaft auf ihren Kongreſſen
und in ihrer Preſſe auf dieſe beiden Grundlagen der For-
derungen für den Bauarbeiterſchutz hingewieſen, ohne in
Unternehmerkreiſen oder bei der Reichsregierung Zuſtim
mung zu ihrem berechtigten Verlangen auszulöſen. Der
Kongreß proteſtiert gegen die weitere Verzögerung der zum
Schutze der Bauarbeiter geforderten geſetzlichen Maßnah-
men. Er erblickt in dieſer Mißachtung des Verlangens der
Bauarbeiter die Außerachtlaſſung einer dringenden Aufgabe
zum Schaden der von Unfallgefahren fortgeſetzt ſchwer be
drohten Arbeiterſchaft.

Er richtet deshalb aufs neue an die Regierung und die
Geſetzgebung das dringende Verlangen, endlich die Maß
nahmen für einen wirkſamen Bauarbeiterſchutz zu ergreifen,
damit dem leichtfertigen Spiel mit dem Leben und der Ge
ſundheit der Arbeiter im Baugewerbe ein Ende bereitet
wird.Bis zum Erlaß eines Reichs-Bauarbeiterſchutzgeſetzes for
dert der Kongreß: daß die Bundesregierungen den Schutz
5 Bauarbeiter durch Landesverordnungen wahrzunehmen
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Genoſſe Winning- Hamburg referierte dann über:
Die Unfallgefahren im Baugewerbe.

Jn einem inſtruktiven Vortrage führte er aus, daß neben
den Gefahren des täglichen Lebens, die den Arbeiter bedrohen,
der Bauarbeiter den Fährlichkeiten ſeines Berufes, die ihm in
wechſelnder ver und Größe entgegentreten, ganz beſonders
ausgeſetzt iſt. ohl kann er ſich Sicherungen dagegen ſchaffen,
aber der Grad der e iſt abhängig von dem Grade der
Vollkommenheit der Vorbeugungsmaßnahmen. So waren
allein im letzten Jahre 26 Prozent der a er auf Zuſammen
bruch der Baugerüſte zurückzuführen, 28 Prozent durch Herab-
ne von Steinen und ſonſtigen Materials und endlich 17

rozent beim Transport des Baumaterials. Die Bannung
der Unfallgefahr iſt eine Exiſtenzfrage der Arbeiter, und der
Arbeiter ſelbſt iſt der Berufenſte dazu, den Bauarbeiterſchutz
mit großem Eifer und zäher Ausdauer vorwärts drängen.
Doch auch die öffentlichen Gewalten haben die Pflicht, dafür
Sorge zu tragen, daß die erwerbstätigen Bürger ohne Gefahr
für ihr Leben und Geſundheit ihren Beruf ausüben
können. Die Klaſſen der Bevölkerung, die ſtets die a
der Nation fördern wollen, hätten alle Urſache, die Bauarbeiter-
ſchutz- Forderungen zu ſtudieren und für dieſelben einzutreten.

Die Organiſationen der Arbeiter haben das Verdienſt, die
Bauarbeiter zum Bewußtſein erweckt zu haben, da c gleich
berechtigte Glieder der Geſellſchaft ſind und ihr Leben wert-
zuſätzen ſei. Die Frage des Bauarbeiterſchutzes käme nicht
eher zur Ruhe, bis Arbeiter, Behörden und Berufsgenoſſen
ſchaften das möglichſte tun, um die Unfallgefahren zu beſei-
tigen. Die Unternehmer als Angehörige einer anderen Ge-
ſellſchaftsklaſſe ließen es bisher an der nötigen Berückſichtigung
der Bauarbeiterſchutz- Forderungen fehlen, im Gegenteil, ſie
verhöhnten oftmals die Arbeiterforderungen und bezeichnen

als Hetzereien. Und die Behörden verwenden nicht einmal
ie nötige Sorgfalt auf u der erlaſſenen

Schutz beſtimmungen, wenn die Behörden nur halb ſo
viel ufmerkſamkeit den Bauarbeiterſchutz- Beſtimmungen
widmen würden, als wie dem S 153 der Gewerbeordnung, ſo
dürfte es anders um den Bauarbeiterſchutz beſtellt ſein.

Möge die Unternehmerpreſſe dieſen Kongreß als eine partei-
politiſche Hetze bezeichnen, Sache der Arbeiter iſt es, unentwegt
den beſchrittenen Weg in der Bauarbeiterſchutzfrage weiter zu
verfolgen. Auch die deutſchen Bautechniker und
ihre Organiſationen mögen der n n ihreAufmerkſamkeit zuwenden und ihren Einfluß für die Durch-
führung der beſtehenden Unfallſchutzvorſchriften einſetzen.
Seine Ausführungen klangen aus mit dem Hinweis auf den
ſteinernen Koloß, auf das Völkerſchlachtdenkmal, das man zum
Andenken der im Kriege Gefallenen geſetzt habe, all den
Opfern, die im Bauberuf ihr Leben und ihre geſunden Glieder
einbüßen, ſetzt man keine Denkmäler, ja man verweigert gar
die Mittel, um durch verbeſſerte Schutzvorrichtungen
Leben und Geſundheit der Bauarbeiter zu ſchützen.

Den Ausführungen folgte lebhafter Beifall. Eine im Sinne
des Referats gehaltene Reſolution fand einſtimmige An-
nahme.

Als zweiter Referent zu dieſem Punkte erhielt Reichelt-
Stuttgart das Wort, der insbeſondere Schutzforderungen für
die Arbeiter des Hochbaues, der Eiſenkonſtruktion forderte und
begründete. Redner bezeichnete das Fehlen aller Schutzbeſtim-
mungen für dieſe Arbeiter als eine Schmach und eine Pflicht-
verletzung der Regierung.

Die Debatte ergänzte die Ausführungen. Herr Kauf-
mann, Vertreter Deutſcher Techniker, erklärte, daß er die
Forderungen auf reichsgeſetzliche Regelung des Bauarbeiter-
ſchutzes als menſchlich und ſittlich anerkenne; daß auch die Deut-
ſchen Techniker mit für deſſen Verwirklichung eintreten wer-
den. Fortſetzung Dienstag.

Allerlei.
Hochwaſſer in Jndien.

Durch große Wolkenbrüche wurden in Bengalen ſchwere Ver-
wüſtungen angerichtet. Der Damodarfluß bei Burdwan, neun-
zig Kilometer nordweſtlich von Kalkutta, durchbrach ſeine
Dämme und überflutete auf viele Kilometer in der Runde das
ganze Land. Man fürchtet, daß ſehr viele Menſchen umge-
kommen ſind. Tauſende ſind obdachlos und dem
Hungertode nahe. Die Stadt Burdwan ſteht ſechs Fuß
hoch unter Waſſer und auf 25 Kilometer iſt die Bahnſtrecke
überflutet. Jeder Verkehr nach Kalkutta hat aufgehört, da
die Bahnſtrecke ſtreckenweiſe unterwaſchen und eingeſtürzt iſt.

Die Cholera in Bosnien.
Sarajewo, 12. Auguſt Jm Kreiſe Tuzla ſind ſechs Fälle

von aſiatiſcher Cholera feſtgeſtellt worden, von denen drei töd-
lich verlaufen ſind.

würde.

Ne Verechnung des Jahresarbeitsverdienſtes

für Unfallvertette nach der R. V. 9.

Seit dem 1. Januar d. J. iſt bekanntlich auch das dritte Buch
der Reichsverſicherungsordnung, welches die Unfallver-
ſicherung behandelt, in Kraft getreten. Aus demſelben
ſollen nachſtehend die Beſtimmungen über die Berechnung
des Jahresarbeitsverdienſtes erläutert werden.
Zunächſt ſei darauf hingewieſen, daß bisher der Lohn bis zu
1500 Mk. voll, der überſteigende Betrag jedoch nur zu einem
Drittel angerechnet wurde. Jetzt wird aber der Lohn bis zu
1800 Mk. voll und dann der überſteigende Betrag zu einem
Drittel angerechnet. Nehmen wir nun an, es hätte jemand
1990 Mk. angerechnet, dann würde der anrechnungsfähige Ver-
dienſt, da von den 1800 Mk. überſteigenden 180 Mk. nur der
dritte Teil mit 60 Mk. in Anrechnung kommt, 1860 Mk. be
tragen. Hiervon geht dann aber wie in allen Fällen vom
ermittelten Verdienſt nochmal ein Drittel ab, ſo daß die
Vollrente in vorſtehendem Falle 1240 Mk., eine Rente von
50 Proz. 620 Mk., eine ſolche von 10 Proz. 124 Mk. betragen

Für die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes iſt
nicht das Kalenderjahr maßgebend, ſondern es wird der ver-
diente Lohn auf ein Jahr rückwärts, vom Unfalltage ab,
ermittelt. Nach dem S 6564 der R. V. O. gilt als Jahresarbeits-
verdienſt, wenn der Verletzte ein volles Jahr vor dem Unfall
im Betriebe beſchäftigt war, das dreihundertfache des durch-
ſchnittlichen Verdienſtes für den vollen Arbeitstag. Ergibt
aber die übliche Betriebsweiſe eine höhere oder niedrigere Zahl
von Azbeitstagen, ſo wird mit dieſer ſtatt mit 300 verviel-
fältigt. Eine Beſchäftigung während des letzten Jahres iſt
anzunehmen, wenn ein feſtes Arbeitsverhältnis be-
ſtanden hat. Vorübergehende Unterbrechungen durch Krank
heit, Ausſetzen bei fehlendem Material, ungünſtiger Witterung,
ſpielen ſolange keine Rolle, als nicht die Entlaſſung des Ar-
beiters oder deſſen Austritt aus der Arbeit erfolgt. Durch
länger andauernden Streik wird das Arbeitsverhältnis als
gelöſt betrachtet, nicht aber bei kurzer Arbeitsniederlegung.
Es kann nun auch vorkommen, daß z. B. jemand das ganze
Jahr zwar Arbeit gehabt hat, aber nur halbe Tage beſchäftigt
war. Hätte ein Arbeiter nun an 300 halben Arbeitstagen 600
Mark verdient, dann werden 150 volle Arbeitstage berechnet
und der Geſamtverdienſt von 600 durch 150 Mk. geteilt, ſo daß
ſich ein täglicher Verdienſt von 4 Mk. ergibt. (Komm.-Bericht
zur R. V. O. 3. Teil, S. 48.) Was die Berechnung des Jahres-
arbeitsverdienſtes bei zeitweiſe verkürzter Arbeitszeit (z. B. im
Winter) anbetrifft, ſo ſoll auch darüber ein Beiſpiel folgen:
Der Verletzte hat an 280 Tagen gearbeitet und an dieſen 1536
Mark verdient, und zwar an 200 Tagen zu zehn Stunden 1200
Mark, an 40 Tagen zu 8 Stunden 192 Mk., an 40 Tagen zu
6 Stunden 144 Mk., in Summa 1536 Mk. Den vollen Arbeits-
tag zu zehn Stunden gerechnet ergäbe 256 volle Arbeitstage.
Der durchſchnittliche Verdienſt für den vollen Arbeitstag beträgt
demnach 1536 256 6 Mk., ſo daß, mit 300 Tagen verviel-
fältigt, 1800 Mk. Jahresarbeitsverdienſt anzuſetzen wäre. Die
letztere Berechnung iſt inſofern zu beachten, als nach Ent-
ſcheidungen des Reichsverſicherungsamts es unzuläſſig iſt, bei
Erd und Bauarbeitern eine geringere Zahl von Arbeitstagen
als 300 zugrunde zu legen, zumal bei Regen- und Froſtwetter
das Arbeiten im Freien öfter eingeſtellt werden müßte. Was
hier für die Bau- und Erdarbeiter als maßgebend angeſehen
worden iſt, gilt auch für eine ganze Anzahl anderer Arbeiter,
z. B. Maler, Töpfer, Steinſetzer, Steinarbeiter uſw., die alle
mitunter den Witterungseinflüſſen uſw. ausgeſetzt ſind. Prüfe
man deshalb gleich bei der erſten Rentenfeſtſetzung den ange
ſetzten Jahresarbeitsverdienſt oder hole man ſich im nächſten
Arbeiterſekretariat Rat und Auskunft.

War der Verletzte nun noch kein volles Jahr vor dem Unfall
im Betriebe beſchäftigt, ſo wird nach S 565 der R. V. O. der
Jahresarbeitsverdienſt in der Weiſe berechnet, daß di Zahl
der Tage, an denen der Verletzte im Betriebe beſchäftigt war,
mit dem durchſchnittlichen Verdienſt für den vollen Arbeitstag
vervielfältigt wird, zugezählt wird für die übrigen betriebs
üblichen Arbeitstage des Jahres der durchſchnittliche Verdienſt,
den während dieſer Zeit Verſicherte der gleichen Art und Er-
werbsfähigkeit im Betriebe oder in einem benachbarten Be

triebe gleicher Art für den vollen Arbeitstag bezogen haben.Bisher wurde in ſolchen Fällen gleich der Lohn eines anderen

gleichwertigen Arbeiters genommen. Nach der Reichsverſiche-
rungsordnung kommt aber in erſter Linie der vom Verletzten
ſelbſt erzielte Verdienſt in Betracht und nur für den Reſt der
betriebsüblichen Arbeitstage wird der Verdienſt eines gleich-
artigen Arbeiters hinzugezählt. Was den „gleichartigen Ar
beiter“ anbetrifft, ſo auch hier ein Beiſpiel: Angenommen, es
fehlt auf einem Bau an Steinen und während dieſer Zeit ver
richtet ein Maurer aushilfsweiſe bei demſelben Unternehmer
Ausſchachtungsarbeiten. Würde er dabei verunglücken, dann iſt
der gleichartige Arbeiter nicht der Bauhilfsarbeiter, ſondern
der Maurer. Läßt ſich die Berechnung nach S 565 R. V. O.
nicht ausführen, ſo wird der Jahresarbeitsverdienſt durch Ver-
vielfältigung der betriebsüblichen Zahl von Arbeitstagen mit
dem Entgelt berechnet, den der Verletzte während der Beſchäfti-
gung im Betriebe durchſchnittlich für den vollen Arbeitstag
bezogen hat. Jſt die betriebsübliche Zahl der Arbeitstage im
Jahre ſo gering, daß die im Betriebe Beſchäftigten regelmäßig
noch anderweit Arbeit gegen Entgelt verrichten, ſo wird nach
8 567 in den Fällen der 88 565 und 566 für die an 300 fehlende
Zahl von Arbeitstagen der Ortslohn für Erwachſene über 21
Jahre, der zur Zeit des Unfalls für den Beſchäftigungsort feſt
geſetzt iſt, dem nach S 565 oder S 6566 berechneten Betrage zu
gezählt. Dieſer Paragraph kommt in der Hauptſache für ſog.
Saiſonarbeiter in Betracht. War ein Verletzter nur ſtunden
weiſe beſchäftigt, ſo darf der durchſchnittliche Verdienſt für den
vollen Arbeitstag nicht höher bemeſſen werden, als der durch
ſchnittliche Verdienſt eines gleichartigen Arbeiters, der während
des ganzen Tages beſchäftigt wird. Gemeint ſind hier ſolche
Arbeiter, die überhaupt nur während einzelner Stunden des
Tages beſchäftigt werden, nicht aber ſolche, die allgemein im
Stundenlohn, aber den ganzen Tag über arbeiten. Die 88 564
bis 568 ſind entſprechend anzuwenden, wenn ſich der Jahres-
arbeitsverdienſt aus wochen weiſe beſtimmten Beträgen zu
ſammenſetzt.

Ein ſehr wichtiger Paragraph iſt nun noch der S 570 R. V. O.,
welcher lautet: „Erreicht der Jahresarbeitsverdienſt nicht das
dreihundertfache des Ortslohnes für Erwachſene über 21 Jahre,
ſo gilt dieſes Dreihundertfache als Jahresarbeitsverdienſt.“
Verunglückt z. B. ein Lehrling ein paar Tage vor dem
Auslernen, dann wird vorſtehender Paragraph angewendet.
Selbſt wenn der Verletzte dann dauernd geſchädigt bliebe, ſo
kann niemals ein höherer Jahresarbeitsverdienſt zur An
wendung kommen. Nur für die in der Landwirtſchaft
beſchäftigten Jugendlichen iſt die Sache etwas anders, aber
durchaus nicht beſſer geregelt. Zunächſt ſei bemerkt, daß die
Rente der land und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter nicht nach
dem wirklichen Verdienſt, ſondern nach einem von dem Ober-
verſicherungsamt feſtgeſetzten Jahresarbeitsverdienſt berechnet
wird. Der wirkliche Verdienſt wird nur den Betriebsbeamten
und Facharbeitern (Gutsſchmied, -Zimmerer, -Gärtner uſw.)
angerechnet. Die Rente der Jugendlichen wird nun zunächſt
nach dem Jahresarbeitsverdienſt ihrer Altersſtufe berechnet
und findet Erhöhung erſt beim Aufrücken in eine höhere Alters-
ſtufe ſtatt. Für die in gewerblichen Betrieben beſchäftigten
Jugendlichen, die mit ihrem Verdienſt den Ortslohn Er-
wachſener über 21 Jahre nicht erreichen, wird der letztere jedoch
in allen Fällen der Rentenberechnung zugrunde gelegt.

Zum Schluſſe ſei noch darauf hingewieſen, daß nach S 571
R. V. O. von dem Ortslohn für Perſonen, die ſchon vor dem
Unfall dauernd teilweiſe erwerbsunfähig waren, nur derjenige
Teil zugrunde gelegt wird, welcher dem Maße der Erwerbs-
fähigkeit vor dem Unfall entſpricht. Wir erſehen alſo aus
Vorſtehendem, in welch vielgeſtaltiger Weiſe der Jahresarbeits
verdienſt zur Berechnung gelangen kann. Bemerkt ſoll auch
noch werden, daß bei allen Rentenſtreitſachen von Unfällen,
die ſich die Verletzten vor dem 1. Januar 1913 zugezogen haben
und über die noch nicht rechtskräftig entſchieden iſt, bezüglich
des Jahresarbeitsverdienſtes, das neue Recht zur Anwendung
gelangt. Da die Streitſachen häufig erſt nach 1-2 Jahren
endgültig erledigt werden, ſo ſchweben zurzeit noch eine ganze
Anzahl von Berufungen oder Rekurſe. Achte man deshalb in
allen Fällen darauf, daß der Jahresarbeitsverdienſt richtig

zur Anwendung gelangt. G.
Gelbigte enxes Reiten von 1813

Von Erckmann-Chatrian.
Der Marſchbefehl machte einen ſo fürchterlichen Eindruck auf

mich, als ob ich vorher von alledem gar nichts gewußt hätte.
Jch betrachtete die Sache als etwas Neues und Unerwartetes
und war empört darüber.

Nach einem augenblicklichen Stillſchweigen fügte Herr Goul-
den noch hinzu:

„Die Italiener marſchieren heute gegen elf Uhr ab.“
e fuhr ich plötzlich wie aus einem böſen Traum auf und

rief:
„Aber dann werde ich Katherine nicht mehr wiederſehen?“
„Doch, Joſeph, doch“, entgegnete er mit bebender Stimme.

„Jch habe Mutter Gredel und Katherine benachrichtigen laſſen.
Sie werden alſo kommen, mein Kind, und du wirſt ſie noch um-
armen können, ehe du fortmarſchierſt.“

Ich ſah ſeinen Kummer, und das rührte und bedrückte mich
noch mehr, ſo daß ich die größte Mühe hatte, nicht in Tränen
auszubrechen.

Nach einer minutenlangen Pauſe fuhr er fort:
„Du haſt nicht nötig, für irgend etwas zu ſorgen ich habe

alles im voraus zugerüſtet. Und wenn du zurückkommſt,
Joſeph, und Gott mich ſo lange leben läßt, wirſt du in mir
immer den Alten finden. Jetzt, wo ich zu altern anfange,
würde es mein größtes Glück geweſen ſein, dich als Sohn ber
mir behalten zu können, denn ich habe bei dir das gute Herz
und den geraden Sinn eines Ehrenmannes gefunden. Jch
hätte dir mein Geſchäft abgetreten wir würden ſehr gut
zuſammen gelebt haben Katherine und du, ihr wäret beide
meine Kinder geweſen Doch da es jetzt ſo ſteht, verzichten
wir darauf. Doch nur für kurze Zeit ich bin überzeugt, du
wirſt entlaſſen werden: man wird bald einſehen, daß du keine
weiten Märſche machen kannſt.“

Während er ſprach, hatte ich den Kopf auf die Knie gelegt
und weinte leiſe.

Am Ende ſtand er auf und nahm aus dem Schranke ein
Soldatenränzel aus Kuhleder, das er auf den Tiſch legte. Jch
ſah ihn traurig und niedergeſchlagen an: ich dachte nur an das
Unglück, fort zu müſſen.
hineingetan: zwei leinene Hemden, zwei Flanelljacken und das
übrige. z Mainz wirſt du noch zwei Hemden empfangen
das iſt alles, was du brauchſt. Jch habe dir aber noch Schuhe
machen laſſen, denn nichts iſt ſchlechter als das Schuhzeug der
Armeelieferanten; es iſt beinahe immer aus Roßleder, welches
die Füße erhitzt. Du biſt ſo wie ſo nicht gut auf den Füßen,
mein armer Junge, und ſollſt wenigſtens nicht auch noch dieſen
Schmerz zu ertragen haben. Da das iſt alles.“

Er legte das Ränzel auf den Tiſch und ſetzte ſich wieder.
Draußen vernahm man das Hin und Herlaufen der Jta-

liener, die ſich zum Aufbruch rü Ueber uns erteilte der

m

Hauptmann Vidal ſeine Befehle. Er hatte ſein Pferd in der
Gendarmeriekaſerne ſtehen und befahl ſeinem Burſchen, nach
zuſehen, ob es tüchtig abgerieben wäre und ſeinen Hafer er
halten hätte.

All dies Lärmen und Treiben brachte eine ſeltſame Wirkung
bei mir hervor, und ich konnte noch immer nicht glauben, daß
ich die Stadt verlaſſen müſſe. Wie ich nun in größter Unruhe
und Verwirrung daſitze, geht plötzlich die Tür auf, und
Katherine wirft ſich ſchluchzend in meine Arme, und Tante
Gredel ſchreit:

„Jch habe es dir ja geſagt, daß du nach der Schweiz fliehenmüßteſt daß dieſe Halunken dich doch am Ende ſoriſchieppen

würden ich ſagte es dir ja aber du haſt mir nicht
glauben wollen.“

„Mutter Gredel,“ entgegnete Herr Goulden ſogleich, „ins
Feld zu ziehen, um ſeine licht zu erfüllen, iſt nicht ſo ſchlimm,
als von allen redlichen Leuten verachtet zu werden. Anſtatt
allen Geſchreis und aller Vorwürfe, die zu nichts dienen, täten
Sie beſſer, wenn Sie Joſeph tröſteten und ihm Mut ein-
ſprächen.“

„Ach!“ ſagte ſie, „ich mache ihm ja keine Vorwürfe
obgleich es ſchrecklich iſt, dergleichen zu erleben.“

Katherine ließ mich nicht los. Sie hatte ſich neben mich ge-
ſetzt, und wir küßten uns.
d r wirſt wiederkommen,“ ſagte ſie, indem ſie mich an ſich

rückte.
„Ja ja entgegnete ich leiſe. „Und du, du wirſt

immer an mich denken du wirſt keinen andern lieben!“
Sie ſchluchzte und erwiderte:
„Ol nein ich will immer nur dich lieben.“
Das währte ſchon eine Viertelſtunde, als die Tür ſich auftat,

und der Hauptmann Vidal eintrat. Der zuſammengerollte
Mantel hing ihm wie ein Jagdhorn über der Schulter.

„Nun ſagte er, „nun Und unſer junger Mann
„Da iſt er,“ entgegnete Herr Goulden.
„Ach! Jal“ ſagte der Hauptmann, „ſie ſind im Zuge, ſich

dem Trennungsſchmerze nern das iſt ganz klar
ne das Wir laſſen alle irgend jemand in der Heimat
zurück

Und mit lauter Stime fuhr er fort:
„Friſch auf, junger Mann, Mut, Mut! Was Teufel, wir

ſind doch kein Kind mehr!“
Dann betrachtete er Katherine und bemerkte zu Herrn

Goulden:
ich begreife, daß er nicht gern in den Krieg„Schon gut

zieht.“
Der Tambour trommelte die Straße entlang.

Vidal ſagte:
„Wir haben noch zwanzig Minuten bis zum Aufbruch.“
Und indem er mir einen Blick zuwarf und Herrn Goulden

die Hand drückte, fügte er hinzu:
„Fehlen Sie nicht beim erſten Appell, junger Mann.“
Damit ging er hinaus. An der Haustür hörte man ſein

Pferd und ſchnauben.

nein

Hauptmann

Das Wetter war trübe. Die Traurigkeit überwältigte mich.
Jch konnte Katherine nicht aus den Armen laſſen.

Plötzlich erklang der Wirbel alle Trommeln hatten ſich
auf dem Platze zuſammen gefunden. Herr Goulden ergriff
ſogleich das auf dem Tiſche liegende Ränzel bei den Riemen
und ſagte:

„Joſeph, umarme uns jetzt es iſt Zeit.“
Totenblaß richtete ich mich auf, und er befeſtigte das Ränzel

auf meinen Schultern. Katherine blieb ſitzen und ſchluchzte
mit in der Schürze verſtecktem Geſicht. Tante Gredel ſtand
h da und betrachtete mich mit zuſammengepreßten
Lippen.

T. rommeiwiaber währte noch immer fort. Plötzlich hörte
er auf.

„Der Appell beginnt,“ ſagte Herr Goulden, indem er mich
marmte. Und plötzlich kam ſein Gefühl zum Ausdruck: er
n zu weinen, nannte mich ganz leiſe ſein Kind und ſagte

dabei:
„„Mut! Mutl“
Mutter Gredel ſetzte ſich, und als ich mich zu ihr herab

hieugte, nahm ſie meinen Kopf zwiſchen ihre Hände, und wäh-
rend ſie mich küßte, rief ſie:

ar habe dich immer geliebt, Joſeph, ſchon als du noch Kind
wegarſt immer liebte ich dichl!l Du haſt uns nur Freude ge
m 4 und jetzt mußt du fort Mein Sott! mein Gott
weilches Unglückl“

Jch weinte nicht mehr.
ls Tante Gredel mich losgelaſſen hatte, blickte ich Katherine

an. Sie regte ſich nicht, ich trat zu ihr und küßte ſie auf den
Niacken. Sie erhob ſich nicht, als ich aber, da mir die Kräfte
auſsgingen, ſchnell zurücktrat, rief ſie mit herzzerreißender
Sſtimme:

Joſephl JoſephlNun wandte ich mich um. Wir ſtürzten einander in die Arme
und verharrten weinend noch einige Minuten in dieſer Stel
lung. Agthering et ſich nicht mehr aufrecht erhalten, ich
ſeltzte ſie in den nſtuhl und eilte fort, ohne daß ich noch ein
m den Kopf umzudrehen wagte.

ch war ſchon auf dem Platze, mitten unter den Ftalienern
und einer Menge von Leuten, die ſchreiend und weinend ihre
jungen Burſchen begleiteten, und noch immer ſah und hörte

icht.ich ſchaute ich aufls der Trommelwirbel von neuem erkla
un bemerkte, daß ich i Fürſt und Klipfel ſtand, die
beiſde den Ranzen auf dem Rücken hatten. Jhre Eltern auf dem

tze vor uns weinten wie bei einer Beerdigung. Zur Rech
am Rathauſe, hielt der Hauptmann Vidal auf ſeiner

änen, grauen Stute und ſprach mit zwei Jnfanterie-Offi-
ziewen. ie Sergeanten verlaſen die Namen, und man ant-
woſrtete. Man rief Fürſt, Klipfel, Bertha, und wir antworte
ten wie die andern. Dann kommandierte der Hauptmann:
„Marſch!“, und wir marſchierten zwei und zwei nach dem

ſchen Tore ab.Fkanzöſi re
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 12. Auguſt 1913.

KnutenOertel KnutenGeorg.
Der durch ſein unentwegtes Eintreten für rückſichtsloſe

Volksauspowerung und die Wiedereinführung der Prügelſtrafe
bekannte Chefredakteur der Deutſchen Tageszeitung hat einen
Nachbeter gefunden. KnutenOertel braucht in ſeinem Junker
blatt nicht mehr allein die Peitſche zu ſchwingen, denn er darf
ſeinen Kollegen von der „liberalen“ Saalezeitung, den „großen“
Wilhelm Georg, an ſeinen fetten Bauch drücken voller Ent
zücken, daß auch er der Knute wieder zur Herrſchaft verhelfen
will. Liberalismus und Konſervativismus ſind eins; beide
gleichen, wie wir ſchon oft dargelegt haben, wie ein Ei dem
anderen. Und wer noch den leiſeſten Zweifel an unſerer ſeit
Jahr und Tag ausgeſprochenen Behauptung haben ſollte, den
möge eine Betrachtung belehren, die der hieſige Chefredakteur
der „linksliberalen“ Saalezeitung, Wilhelm Georg, angeſtellt
hat. Dieſer Georg, der wider den Willen mancher unentwegten
liberalen Schreibälge den Liberalismus ſchon ſo manchmal
mit ſeinem wahren Geſicht gezeigt hat, handelt dabei in ſeinem
Leitartikel nicht etwa unüberlegt und in Uebereilung, ſondern
er nennt ſeine Stellungnahme zur Prügelſtrafe eine kühle
Betrachtung sine ira et studio. Alſo, er ſchreibt ohne Zorn
und Parteilichkeit ganz wie der Chefredakteur der Deutſchen
Tageszeitung, den ſein Eintreten für die Prügelſtrafe den
Namen KnutenOertel eingebracht hat. Die Halleſchen Libe
ralen feierten am Sonntag mit großem Radau auf den
Wettiner Höhen ihre „unentwegten“ Grundſätze, und ihr Ver-
trauensmann und Führer ihres Organs tritt zur gleichen Zeit
für die Prügelſtrafe ein, die in dem Sturm und Freiheitsjahre
1848 durch königlichen Er laß beſeitigt werden mußte. Tiefer
geht es mit dem Liberalismus eigentlich nicht mehr. Allerdings

und das mag als Entſchuldigung gelten iſt Wilhelm
Georgs Produkt nicht dem eigenen Gehirn entſprungen, ſondern
er folgt wiſſenſchaftlichen Vorbetern, die dem Liberalismus
immer als Autoritäten gelten, und wenn ſie auch für die
Prügelſtrafe eintreten.

Der bekannte Pſychiater Dr. med. et phil. Max Kauf
mann, Privatdozent der Halleſchen Univerſität, iſt ſein Leit
ſtern geweſen. Der Herr ſagt kurz und bündig in einem Buche,
das von Georg als „ſehr feſſelnd geſchrieben“ bezeichnet wird,
er halte immer noch die Prügelſtrafe für die allerbeſte,
wenigſtens für die Jugendlichen. Und der liberale Saale-
zeitungsLeitartikelſchreiber bezeichnet die Kaufmannſche Forde-

rung als mutvoll, entſchloſſen und zutreffend.
Natürlich empören ſich die beiden Prügelſtrafenverehrer über
die Roheitsverbrechen im Volke, aber über die Duellanten, die
Ehebruch begehen und dann ihren Gegner mit dem Revolver
kalten Blutes niederſtrecken, ſchweigen ſie. Und noch eins. Der
liberale Nachbeter des Privatdozenten begnügt ſich mit den
Vorſchlägen Kaufmanns nicht, ſondern er beſitzt noch den Mut,
in Beziehung auf unſere Gefängniſſe wörtlich von paradies
ähnlichen Gefilden, in denen es ſich bene leben
läßt, zu reden. Die Entziehung der Freiheit ſei
für gewiſſe Jndividuen eben keine empfind-
liche Strafe.

Man muß geſtehen, nur ein ſo hochentwickeltes liberales Ge
müt, wie das des Saalezeitungsleiters, kann ſolche journa-
liſtiſchen Glanzleiſtungen fertig bringen. Nur in einem
Punkte will Wilhelm Georg dem prügelfreudigen Dr. Kaufmann
nicht ganz folgen. Er wünſcht nämlich, daß die Handhabung
der Prügelſtrafe nicht in die Hände eines Wachtmeiſters, ſon
dern in die eines richterlichen Beamten gelegt wird.

Für die neueſte Glanzleiſtung erhält die „fortſchrittliche“
Saalezeitung ihren wohlverdienten Dank in der konſer-
vativen Preſſe. Kein Geringerer als Knuten-Oertel ruft
in einem Leitartikel dem Leitartikler Wilhelm Georg die Worte
zu: „Es dämmert!“ Vielleicht führt die Uebereinſtimmung
der beiden Parteien zu einer neuen Paarung. Jawohl, es
dämmert bei den Liberalen. Und eine neue Gemeinſchaft
auf Grund der Prügeltheorie, das wäre das zunächſt er-
ſtrebenswerteſte Ziel. Nur ſollte man vor Einführung der
neu herbeigeſehnten Staatseinrichtung den Vertretern der
Prügelſtrafe erſt mal eine Probelektion verabreichen.

Säuglingsſterblichkeit, Statiſtik und Geburtenrückgang.
„Zahlen beweiſen!“ iſt ein altes Sprichwort. Wenn die

Zahlen aber nur das nackte Zahlenmaterial zum Ausdruck
bringen und nicht die nun einmal notwendigen Schlüſſe dar-
aus gezogen werden, ſo kann der Laie damit nicht viel an
fangen. Gewiß hat das Statiſtiſche Amt der Stadt Halle unter
der Leitung von Dr. Wolff ſchon öfter auf dem Gebiete der
Statiſtik ganz anerkennenswerte Beiträge geliefert; es würde
aber ſeine Arbeiten viel bedeutungsvoller und dankenswerter
geſtalten, wenn bei all dem Zahlenmaterial das Milieu mehr
in den Vordergrund gerückt würde. Bei unſerem Wunſche
wollen wir nicht etwa ſo weit gehen, einen ausgeprägten
Klaſſencharakter in der Statiſtik zu verlangen denn von einem
Statiſtiker im Amte wird bekanntlich ſtrengſte Unparteilichkeit
verlangt und wird dieſe „oben“ vermißt, dann kommt man mit
der „Tendenz“. Alſo da heißt es: Reſerve auferlegen, ſo bitter
dies manchem Statiſtiker auch erſcheinen und ankommen mag.
Verantwortlich für dieſe trübe Erſcheinung iſt nicht der ein-
zelne Beamte, ſondern das gottgewollte „unabhängige“ preußi-
ſche Syſtem. Gewiſſe Statiſtiken werden im Jntereſſe der
„Staatsſicherheit“ und der Staatswohlfahrt in den Schub-
fächern behalten. So gelangt man dahin, amtliche Statiſtiken
immer mit einer gewiſſen Skepſis aufzunehmen. Bei Nah-
rungsmittelſtatiſtiken hätten wir ſo manchmal gern geleſen,
wie ſich der agrariſche Einfluß geltend gemacht, bei Kriminal-
ſtatiſtiken, wie Not und Elend zur Mehrung der Vergehen und
Verbrechen beigetragen haben uſw. Eine Statiſtik kann nur
dann aufklärend und beſſernd wirken, wenn aus den Zahlen
die tiefgründigſten und ungeſchminkten Schlüſſe gezogen
werden.

Gegenwärtig hat das Halleſche Statiſtiſche Amt die Säug-
lingsſterblichkeit in Halle in den Jahren 10910, 1911
und 1912 behandelt behandelt in Zahlen. Es wird ein
kleiner Rückgang der Säuglingsſterblichkeit konſtatiert und
Aufklärung auf dem Gebiete der Säuglingspflege und der
richtigen Wohnungsnutzung gefordert. Das iſt in einer Zeit,
in der ſo ſehr über den Geburtenrückgang gezetert wird und
die Kriſe vor der Tür ſteht, etwas ſehr wenig. Gewiß wird
darauf hingewieſen, daß die unehelichen Kinder am
meiſten der Sterblichkeit unterworfen ſind, aber der Zahlen-
ausdruck allein genügt nicht. Jn einer Univerſitätsſtadt, in
der unter den vielen Studenten ſicher manche Väter unehe-
licher Kinder herumlaufen, dürfte eine Nachforſchung nach der
Vaterſchaft der Unglücklichen und nach den ſozialen Verhält
niſſen der Väter ſehr angebracht erſcheinen. Iſt es denn nicht
häufig ſo, daß jene Klaſſe die Not und Slend in die Welt
fetzt, ſich hinterher zum Moralrichter der in Not Geratenen
aufwirft? Es genügt nicht, zahlreiche Verkäuferinnen uſw.
die in ihrer Not die „weiſe Frau in Dölau“ aufgefucht haben,

unter Anklage zu ſtellen und Urteile zu fällen. Hier muß
tiefer gegraben werden. Man möge es nicht als philiſtrös be-
trachten, auch dieſe Seite des Geburtenrückganges in den
Rahmen der Betrachtung zu ziehen. Not und Elend zer-
ſprengen die Strafgeſetzparagraphen. Ein „gefallenes Mäd-
chen“, das von ihrem „Verhältnis“ verlaſſen iſt und pro Monat
50 bis 60 Mk. erwirbt, denkt über „Mutterfreuden“ anders,
als die gutſituierte Bürgerstochter. Und letztere ſind zuweilen
auch zu klug, ſich in Verhältniſſe einzulaſſen, aus denen vor-
ausſichtlich eine Ehe nicht hervorgeht. Und wenn die Not
ſchon zu Vorbeugungsmitteln und zu Gewaltmitteln gegen das
keimende Leben zwingt, wie wird ſie da erſt die Säuglings-
pflege beeinfluſſen Die Halleſche Statiſtik hätte auch, wie die
von Königsberg, einmal darlegen müſſen, in welchen Stadt-
vierteln die Säuglingsſterblichteit am ſchärfſten graſſiert.
Sicherlich hauſt ſie nicht beſonders im Mühlwegviertel. Auch
in der Säuglingsſterblichkeit ſind die Verhältniſſe ſtärker wie
die Menſchen. Bleibe man uns mit ſentimentalen Anwand-
lungen, wie herzloſe Mütter uſw., vom Leibe.

Zu dieſem Kapitel gehört auch der jetzt in die Diskuſſion
geworfene Gebärſtreik. Ein wunderbares Wort, das ſich aus
dem Munde vorſichtiger Jung- oder Altgeſellen, oder exzen
triſcher Damen, die vielleicht gern zum Geburtenfortſchritt
etwas beigetragen hätten, ganz nett ausnimmt. Selbſtver-
ſtändlich iſt es bekannt, daß der reichliche „Kinderſegen“ unter
den heutigen Verhältniſſen im Hauſe des Proletariers zum
Fluch wird und der Geſellſchaft weniger geſunde Kinder nütz
licher ſind, als viel kranke. Gegen Vorbeugungsmittel und
weiſe Mäßigung wird niemand etwas einzuwenden haben.
Aber „Gebärſtreik“ das Wort paßt in unſere Bewegung
denn doch nicht hinein. Glaubt man denn durch einen ſolchen
„Streik“ werden dem Staat nur die Soldaten entzogen?
Haben wir durch Heranziehung ſchärferer Kampfesmittel nicht
das Beſtreben der gegenwärtigen häßlichen Geſellſchaftsordnung
ſo bald wie möglich ein Ende zu machen Das nach Freiheit
ringende Volk braucht Nachwuchs und kann zur Eroberung
der politiſchen Macht auf ſolchen nicht verzichten. Säuglings-
ſterblichkeit und Geburtenrückgang können nur bekämpft wer
den durch Hebung und Beſſerſtellung der Lage der arbeiten-
den Klaſſen, durch Selbſtändigmachung und Unabhängig-
machung des weiblichen Geſchlechts. Unſer Kampf gilt auch
dem Shſtem, das die weiblichen Mitglieder der Geſellſchaft
zwingt, ihre Körper preiszugeben.

Benefizkonzert für das Stadttheater-Orcheſter. Man ſchreibt
uns Die Mitglieder unſeres Stadttheater-Orcheſters haben einen
anſtrengenden Sommer hinter ſich. Es iſt deshalb den fleißigen
Künſtlern zu gönnen, wenn ihnen ein Benefizkonzert gewährt wird.
Dasſelbe iſt für Sonnabend, den 23. Auguſt, in Bad Wittekind
angeſetzt, und zwar haben neben den ſtändigen Kapellmeiſtern,
Herren Laber und Dr. Wolf, auch Herr Muſikdirektor Wurf-
ſchmidt, der Männergeſangverein Halle, Herr Kammerſänger
Man Schwarz und Herr Konzertmeiſter Johannes Verſteeg ihre
Mitwirkung zugeſagt. Der Reinertrag gelangt nicht zur Ver-
teilung, ſondern fließt ohne Abzug in die Unterſtützungskaſſe des
Stadttheater-Orcheſters, die dazu beſtimmt iſt, kranken und be-
dürftigen Orcheſtermitgliedern und deren Familien in Notfällen
Hilfe zu gewähren.

Das letzte Volkskonzert des Stadttheater-Orcheſters mußte
wegen ungünſtiger Witterung ausfallen. Dasſelbe findet am
Sonnabend, den 16. Auguſt, abends 84 Uhr im Bad Wittekind
mit dem gleichen Programm wie angekündigt ſtatt. Die ge-
löſten Billetts behalten ihre Gültigkeit.

Auch ein Bankdirektor. Das Landgericht Halle hat am
15. Mai d. J. den ſogenannten „Bankdirektor“ Adolf Henkel-
mann wegen verſuchter Erpreſſung zu ſechs Monaten Ge-
fängnis verurteilt. Der Angeklagte hatte, trotzdem er noch
keine 30 Jahre alt iſt, ſchon mehrere Vorſtrafen hinter ſich, als
er im Jahre 1911 von Magdeburg nach Halle verzog. Hier
eröffnete er ein Jnkaſſo-Jnſtitut unter der Firma: Deutſche
Jnkaſſo-Privatbank, Direktor Adolf Henkelmann. Jn ver-
ſchiedenen Zeitungsinſeraten kündigte der Direktor an, daß er
zu den rer Bedingungen Forderungen kaufe und ver-
kaufe. Nun war damals in Halle ein Lehrer Gr., der in einer
Erbſchaft eine Forderung von 2320 Mk. gegen einen gewiſſen
F. geerbt hatte. Da Gr. wußte, daß F. zahlungsunfähig war
und er auf den Schuldſchein wohl ſo leicht von F. nichts be
kommen würde, wandte er ſich auf eins der erwähnten Jnſerate
hin, an den Angeklagten mit der Bitte um Einziehung des
Geldes. Gr. ſtellte dem Angeklagten auch vor, daß es wohl ſehrſchwierig ſein werde, von F. Geld einzutreiben. Der Ange-

klagte meinte jedoch mit ſtolzem Bewußtſein, bei ihm gäbe es
keine Schwierigkeiten, er ſei ſchlauer als ein Rechtsanwalt.
Voller Hoffnung überließ denn Gr. dem Angeklagten den
Schuldſchein zwecks Beitreibung der Forderung, d. h. der An-
geklagte kaufte dem Lehrer den Schuldſchein für die Hälfte der
Schuldſumme, alſo für 1160 Mk., ab, welche Summe ſedoch erſt
zahlbar werden ſollte, nachdem auf den Schein auch wirklich
Geld beigetrieben worden ſei. Der Lehrer aber harrte vergeb-
lich des Geldes, das da kommen ſollte, und als der Angeklagte
ar nichts von ſich hören ließ, verlangte er ſchließlich den
chuldſchein zurück. Darauf ſchrieb der Angeklagte dem Lehrer

zurück, dieſer habe den Vertrag gebrochen und er, der Ange-
klagte, ſei deshalb zur Rückgabe des Scheines nur bereit, wenn
er eine Entſchſſdigung von mindeſtens 200 Mark erhalte. Der
Lehrer erſtattete daraufhin Anzeige gegen den Herrn „Bank-
rirektor“ wegen Unterſchlagung und Betrugs, doch iſt von der
Staatsanwaltſchaft wegen dieſer Vergehen ein Verfahren
gegen den Angeklagten nicht eingeleitet worden. Jn einem
zweiten Briefe ſchrieb dann der Angeklagte dem Lehrer, daß
er, wenn er eine Abſtandsſumme nicht erhalte, den Schuld-
ſchein binnen drei Tagen verkaufen werde, um ſich auf dieſe
Weiſe ſchadlos zu halten. Außerdem werde er ihn, den Lehrer,
wegen Beleidigung und wiſſentlich falſcher Anſchuldigung an-
zeigen. Der Lehrer jedoch drehte den Spieß um und zeigte H.
auf Grund dieſes Briefes wegen verſuchter Erpreſſung an,
deretwegen der Angeklagte denn auch zu der bereits erwähnten
Strafe verurteilt worden iſt. Gegen das Urteil hatte der
Angeklagte Reviſion eingelegt, in der er ſagte, es ſei nicht
erwieſen, daß er das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit gehabt
habe, als er von Gr. eine Abſtandsſumme verlangte. Er habe
ſich für berechtigt gehalten, für ſeine Aufwendungen und Be-
mühungen mindeſtens einen Erſatz zu verlangen; mehr habe
er in dem Schreiben auch nicht verlangt. Das Reichsgericht
verwarf jedoch die Reviſion als unbegründet.

Ein Vorſchlag zur Güte. Die bürgerliche Clique iſt mit
ihren Halbheiten ein gar lächerliches Gebilde. Als Beweis da-
für dienen die fortwährenden Klagen über den peſtilenzartigen
Geſtank der Kröllwitzer Papierfabrik. Es vergeht faſt keine
Woche, daß in den hieſigen Zeitungen Klagelieder über dieſe
Verſtänkerung des Nordens der Stadt durch dieſes Werk an-
geſtimmt werden. Nachdem der Oberbürgermeiſter in einer der
letzten Stadtverordnetenſitzungen erklärt hat, daß die Stadt-
verwaltung dagegen machtlos ſei, beſchränkt man ſich reſigniert
auf wohlwollende Vorſchläge. So läßt ſich ein Leſer einer hie-
ſigen Zeitung wie folgt vernehmen:

Die Kröllwitzer Papierfabrik baut auf der hinter der An-
lage liegenden Höhe einen hohen Schornſtein und leitet die
übelriechenden Gaſe nebſt den Feuergaſen der Dampfkeſſel
durch einen gemauerten Kanal nach dem auf der Höhe er-
bauten Schornſtein und durch letzteren ins Freie ab. Nimmt
man dieſen Schornſtein, von ſeinem Fuße ah gemeſſen, mit
zirka 125 Meter Höhe an, ſo treten die Gaſe aus ihm in eine
Luftſchicht ein, welche die meiſte Zeit in lebendiger Bewegung
in. Die Caſe werden in der hohen bewegten Luftſchicht

feiner zerteilt und weiter forigetragen, ſo daß die bisher in
Mitleidenſchaft gezogene Umgebung kaum noch beläſtigtwerden dürfte. Daß die weiter ab Aegende Umgegend durch

dieſe Vorkehrung mehr als bisher beläſtigt werden würde,
iſt nicht anzunehmen, weil die Gaſe dann zu viel ver
dünnt ſind, wenn ſie noch zur Erde niederkehren ſollten.

Daß i net lach. Wie kann ſich ein „gewöhnlicher“ Ein
wohner erlauben, ſolche mit Unkoſten verknüpften Vorſchläge
zu machen Ja, wenn die Stadt die Unkoſten bezahlte, dann

könnte man ja dieſen Vorſchlag mal „erwägen“. Aber ſo,
nein! Das in gleichartigen Werken angewandte Sulfatver-fahren ſoll doch viel billiger ſein und kommt doch nicht in An-

wendung. Die Einwohnerſchaft von Halle läßt ſich eben von
den paar Kapitaliſten alles bieten. Die würden ſogar, wenn
es 100 Prozent brächte, ganz Halle ausräuchern. Solange
einzelne Perſonen das Heft in den Händen haben, iſt da eben
nichts zu machen.

Mehr Licht. Das rechte Saaleufer, von der Peißnitzbrücke
abwärts, dort wo die öffentlichen Gondel- und Dampfereinſteige
ſtellen liegen, iſt nachts meiſtens in tiefes Dunkel gehüllt. So
fehlt an der Peißnitzbrücke und auf dem Pappelwege der über die
Brücke nach der Giebichenſteinerſtraße führt, überhaupt jedwede
Beleuchtung. Man hat es dort trotz des ſtarken Nachtverkehrs noch
nicht für notwendig fühlten eine Laterne aufzuſtellen, während
man wenigſtens am Mühlgrabenweg entlang einige Spirituslampen
unterhält. Am meiſten macht ſich dieſe enere aber bemerkbar,
wenn auf der Saale ſogenannte Waſſerfahrten, an denen ſich mit
unter Hunderte, ja Tauſende von Perſonen beteiligen, ſtattfinden,
und iſt es jedesmal als ein Wunder anzuſehen, wenn das Ein-
ſteigen in die Jahrzenge ohne Unglücksfälle abgeht. Denn nicht
nur, daß eben in den Abendſtunden alle Beleuchtung fehlt, nein,
auch andere Gefahren drohen dem Publikum, und zwar dadurch,
daß dem Saaleufer jeder Schutz fehlt, und daß bis herein in die
Fußwege Pflöcke und Steine gerammt ſind, die ein ganzes Stück
über den Erdboden herausragen und ſchon zu manchem unlieb-
ſamen Sturze Veranlaſſung gaben. Es wäre an der Zeit, daß
die Polizei auch hier zur Sicherheit des Publikums etwas tun
würde, denn man ſoll doch bekanntlich den Brunnen nicht erſt
zudecken, wenn das Kind hineingefallen iſt.

Von der Städtiſchen Säuglingsfürſorgeſtelle. Der Beſuch
der Städtiſchen Säuglingsfürſorgeſtelle am Franzoſenwege
hat ſich in den letzten Monaten in recht erfreulicher Weiſe ge
hoben. Während z. B. die Konſultationen im April 626, dar-
unter 97 Neuzugänge, betrugen, ſtieg die Zahl im Mai auf
999, darunter 130 Neuzugänge, im Juni auf 1012, darunter
136 Neuzugänge, und im Juli 1220 mit 113 Neuzugängen.

Stellt man dieſen Zahlen diejenigen des Jahres 1912 en.
über, ſo ergibt ſich z. B. für Mai 1912 die Zahl von 660 Kon
ſultationen, für Juni 612 und für Juli 770. Die ſich ſtändig
mehrende Beſuchszahl zeigt zur Genüge, wie ſich allmählich die
Erkenntnis Bahn bricht, n die wiederholte Vorſtellung des
Säuglings beim Arzt, insbeſondere in der heißen Jahreszeit,
notwendig und erfolgreich iſt. Die Sprechſtunden ſind täglich
von 8 bis 926 Uhr vormittags.

Was auf der Straße paſſiert. Jn der Großen Ulrichſtraße
wurde geſtern nachmittag ein dreijähriges Kind von einem
bisher nicht ermittelten Radfahrer umgefahren. Den Rad-
fahrer ſoll keine Schuld treffen, wohl aber die Mutter des
Kindes, weil ſie es unbeaufſichtigt umherlaufen ließ. Es hat er
hebliche Verletzungen davongetragen. r r riß vor Gr.
Steinſtraße 42 der Leitungsdraht der Stadtbahn, wodurch eine
Betriebsſtörung von etwa 5 Minuten entſtand. Menſchen und
Tiere wurden nicht verletzt. Jn der Großen Steinſtraße ſtieß
ein Kraftwagen mit einem Stadtbahnwagen zuſammen, wobei
am erſteren die linke Hinterachſe verbogen und das Schutzblech
beſchädigt worden iſt. Der Stadtbahnwagen wurde am Vorder-
perron leicht beſchädigt.

Beinbruch. Ein Fabrikant brach geſtern nachmittag
beim Begehn des unbebauten Geländes zwiſchen Falk- und
Mozartſtraße infolge Fehltrittes den rechten Unterſchenkel.
Mittels ſtädtiſchen Krankenwagens wurde der Verletzte dem
Diakoniſſenhauſe zugeführt.

Unterpeißen. Funde aus grauer Vorzeit. Jn der
näheren und weiteren Umgebung unſerer Heimat ſind ſchon
mehrfach Gräber oder Gegenſtände aus grauer Vorzeit ge-
funden worden. Auf dem Grundſtück der Schweinemäſterei wur-
den in voriger Woche wieder einige Gräber aufgedeckt, die aus
der Steinzeit ſtammen ſollen. Der Direktor des Provinzial-
Muſeums leitete die Ausgrabungen ſelbſt, bei der mehrere gut
erhaltene Skeleite zutage gefördert wurden.

Aus der Provinz.
Die Angſt vor dem Landarbeiter-Verband.

Das „führende“ Junkerorgan unſeres Bezirks, die Halleſche
Zeitung, beſchäftigt ſich mit dem letzten Jahresbericht des
Landarbeiterverbandes. Mit Schrecken muß ſie konſtatieren,
daß ſich die Mitgliederzahl im letzten Jahre um 2500 vermehrt
hat. Auch die Zahl der Ortsgruppen hat ſich vermehrt (das
ſind die ſo gefürchteten Zahlſtellen). Mit Grauſen ſieht ſie
auch, daß die armen, ausgemergelten Landproleten, trotz ihres
geringen Einkommens, Opfer für ihre Befreiung aus dem
junkerlichen Joch bringen. Steigerung der Mitgliederzahl,
Steigerung der Einnahmen, das iſt das Reſultat, das die
„Halleſche“ betrübt konſtatieren muß. Dazu Rechtauskunfts-
ſtellen, durch die ſich die entrechteten Landarbeiter vor den
äußerſten Niederträchtigkeiten ſchützen können. Es iſt doch zu
ſchrecklich, wenn das ſo weiter geht, dann werden die junker-
lichen Schnapphähne die Reitpeitſche bald beiſeite legen müſſen.
Als Gegengift ſchlägt die „Halleſche“ folgendes vor:

Sache der konſervativen Vereine auf dem Lande wird es
ſein, die Aufklärung über und gegen die Sozialdemokratie zu
verbinden mit einer zielbewußten Eingliederung der königs-
treuen, biederen und fleißigen Landarbeiter in ihre Orts-
gruppen.

„Aufklärung über und gegen die Sozialdemokratie“, das
iſt zwar ein billiges Mittel, und darauf kommt es ja den Jun
kern nur an, aber es wird ihnen nichts nützen, denn davon
werden die Landarbeiter nicht ſatt. Die Landarbeiter werden
ſich auch langſam bewußt, daß ſie Menſchen ſind; ſie ſind es

Und daß dieſer Gedanke bei ihnen immer tiefere Wurzeln
faßt, dafür wird die zielbewußte Agitation des Landarbeiter-
verbands ſorgen. Da hilft keine „zielbewußte Eingliederung
der königstreuen, biederen und fleißigen Landarbeiter“ in die
konſervativen Ortsgruppen. Darum auf, ihr Landproletarier,
ſchließt die Reihen des Landarbeiterverbandes.

Delitzſch. Tod auf den Schien en. Sonntag morgen bei
Tagesanbruch fand man in der Nähe des Stationsgebäudes der
Berliner Bahn an der Böſchung liegend die Leiche des 55 Jahre
alten verheirateten Eiſenbahn-Oberaſſiſtenten Georg Franke. Ver-
mutlich iſt der Beamte auf einem Reviſionsgange von dem 9.30
Uhr abends nach Leipzig durchfahrenden DZug erfaßt und viele
Meter weit auf die Böſchung geſchleudert worden. Auf der Station
war der Beamte nicht vermißt worden, da mit dieſem Reviſions
gange ſein Dienſt beendet war.

Durch Suff zum Brandſtifter. Der frühere Guts
beſitzer Mönicke in bei Delitzſch lebt hen ſeit geraumer
eit mit ſeiner Familie in Unfrieden. war früher der größte

Beſitzer im Orte, hat aber nach und nach alles durch die An
rollen laſſen, ſo daß er jetzt wirtſchaftlich ruiniert und moraliſch
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degeneriert iſt. Sein 18 jähriger Sohn mußte ſchon ſeit längerer
Zeit auf dem Stallboden ſchlafen. Als der betrunkene Vater am
Sonnabend abend gegen 11 Uhr nach Hauſe kam, verſchloß er die
Eingänge zum Stall und ſteckte ihn in Brand, in der Abſicht,
ſeinen Sohn zu verbrennen. Dieſer hatte zum Glück ſein Lager
noch nicht aufgeſucht, er wäre ſonſt dem Tode geweiht geweſen,
denn der Stall brannte vollſtändig nieder. Der entmenſchte Vater,
in deſſen Beſitz man einen Revolver vorfand, wurde verhaftet und
nach Delitzſch gebracht.

Eilenburg. Der Zimmererſtreik beendigt. Die
Eilenburger „Neueſten“ Nachrichten melden, daß ein geſtern
vormittag im Rathaus abgehaltenes Schiedsgericht in der
Tarifſtreitfrage zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern im
Bauhandwerk (Zimmerer) folgenden Einigungsvorſchlag ge-
macht hat: Die Arbeit der Zimmerer wird Dienstag früh
ohne jede Maßregelung der Streikenden wieder aufgenommen.
Beiden Organiſationen Arbeitgeber und Arbeitnehmer) wird
es zur Pflicht gemacht, innerhalb acht Tagen die Zuſatzbeſtim-
mungen zum Reichstarif zum endgültigen Abſchluß zu bringen.
Von beteiligter Seite iſt uns dazu noch keine Nachricht zuge-
gangen.

Torgan. „Wir ſind Deutſchlands Jugend', ſo betitelt
ſich bekanntlich die vom Rektor Hemprich in Naumburg heraus-
gegebene Zeitſchrift zur patriotiſchen Erziehung der Jugend. Dieſes
von uns ſchon oft gekennzeichnete Blättchen verſucht man auch
hier in der Fortbildungsſchule einzuführen. Wie in einigen an

deren Städten unſeres Bezirks ſoll dieſe Zeitſchrift auch hier das
Leſebuch erſetzen. Als die Aufforderung an die Schüler erging,
das zum Abonnement nötige Geld mitzubringen, hatte man die
Rechnung natürlich ohne die Schüler bezw. deren Eltern gemacht,
denn nur ſehr wenige kamen dem Wunſche nach. Damit aber
trotzdem den Fortbildungsſchülern dieſe „geiſtige“ Koſt nicht vor-
enthalten wird, hält man ihnen Vorleſungen daraus. Alle dieſe
Verſuche werden aber nichts nützen, um dem Abbröckeln vom
Jungdeutſchlandbunde Einhalt zu gebieten. Die Teilnehmerzahl
bei den jetzigen Veranſtaltungen des Jungdeutſchlandbundes iſt
merklich zurückgegangen. Darum fühlen wir es den Jungdeutſch-
landmachern auch nach, daß wieder einmal etwas getan werden
muß, und dazu ſoll ſich der Erinnerungstag an das Menſchen-
morden bei Sedan am beſten eignen. An dem dieſem Tage vor-
angehenden Sonntage wird ein großes „Volksfeſt“ veranſtaltet, zu
dem natürlich jeder national und deutſch Fühlende Zutritt hat.
An alle Arbeiter wiederholen wir immer wieder die Mahnung,
ihre Nachbarn und Bekannten, von denen Söhne dem Jungdeutſch
landbunde angehören, aufzuklären über das, was dieſer Bund
durch ſeine Erziehung bei den Jünglingen bezweckt. Wir ſind
nach wie vor der Anſicht, daß kein Zwang auf das Abonnement
der erwähnten Zeitſchrift ausgeübt werden darf.

Mücheln. Aufnahme einer Rieſenanleihe. Um
die Hülſeſchen und Ziegnerſchen Ackergrundſtücke ankaufen zu
können, hatte der Magiſtrat den Antrag an die Stadtverord-
netenverſammlung geſtellt, 100 000 Mk. zu dieſem Zwecke zu
bewilligen. Dem Antrage des Magiſtrats wurde entſprochen.
Da aber kein Geld in der Kaſſe iſt, wurde beſchloſſen, eine An-
leihe von 50 000 Mk. bei der Lebensverſicherungsgeſellſchaft und
eine ſolche in gleicher Höhe bei der Firma Gebr. Berger in
Merſeburg aufzunehmen. Jn derſelben Sitzung wurde auch der
erſte Schritt auf dem Wege zur Großſtadt unternommen. Es
wurde nämlich beſchloſſen, acht Anſchlagſäulen in der Stadt
aufzuſtellen.

Eisleben. Teure Zeiten. Die Fleiſcherinnung gibt be-
kannt, daß das Pfund Rindfleiſch 1 Mk. koſtet. Die Steigerung
des Preiſes wird mit dem Steigen der Viehpreiſe begründet.
Das drohende Geſpenſt der Arbeitsloſigkeit und unerſchwing-
liche Lebensmittelpreiſe, das ſind die Geißeln der deutſchen Ar-
beiterſchaft. Es gab einmal eine Zeit, wo von höchſter Stelle
geſagt wurde: „Jch führe euch herrlichen Zeiten entgegen.“
Die herrlichen Zeiten ſind da, doch nicht für den Arbeiter, wohl
aber für die Agrarier. Denen zuliebe ſperrt man die Grenzen,
während die große Maſſe des Volkes buchſtäblich hungert. Es
geht doch nichts über die beſtehende göttliche Weltordnung.

Mansfeld. Ortskrankenkaſſe für den Mans-
fel der Gebirgskreis. Nach den Beſtimmungen der
Reichsverſicherungsordnung wird für den Mansfelder Gebirgs-
kreis eine Ortskrankenkaſſe errichtet. Die Wahl der Vertreter
im Ausſchuß der Kaſſe findet am 15. Auguſt von 11 Uhr vor-
mittags bis 3 Uhr nachmittags im Saale des Hotels
Goldner Löwe ſtatt. Wegen der Wichtigkeit der Wahl iſt es
notwendig, daß jeder Arbeiter ſein Wahlrecht ausübt und der
Vorſchlagsliſte „C“ ſeine Stimme gibt. Da dem Wahlausſchuß
das Recht zuſteht, die Wahlberechtigung der Wähler zu prüfen,
ſo iſt es zweckmäßig, daß ſich jeder Arbeiter mit einer Legiti-
mation verſieht. Die Jnvalidenkarte genügt als Ausweis.
Tue jeder ſeine Pflicht, dann wird auch die Arbeiterſchaft

einige Sitze im Ausſchuß erobern. Darum ans Werk, Genoſſen!
Der Kartellvorſtand.

Opfer der Arbeit. Kaum hat der Bahnbau Mans-
feld-Wippra begonnen, da zeigen ſich auch ſchon die Folgen der
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe, die in einigen Tagen gleich
zwei Opfer forderte. Ein polniſcher Arbeiter kam zwiſchen
die Loris und wurde derart gequetſcht, daß ſeine Ueber-
führung in das Hettſtedter Krankenhaus nötig war. Einem
andern Arbeiter, einem Ungarn, wurden beim Abrollen von
Erdmaſſen beiden Beine gebrochen. Auch er mußte ins Kranken-
haus geſchafft werden. Daß beim Abrollen von Erdmaſſen
einem Arbeiter die Beine gleich gebrochen werden können, kann
wohl nur dann paſſieren, wenn nicht vorſchriftsmäßig abge-
böſcht worden iſt. Hoffentlich bringt die Unterſuchung Licht
ins Dunkel.

Sangerhauſen. Eine neue Kleinbahn. Der Bau
einer Eiſenbahn von Artern, an der Linie Sangerhauſen-
Erfurt, nach Berga an der Halle-Kaſſeler Bahn wird nun
bald in Angriff genommen werden, da ſich, wie wir vor einigen
Tagen berichteten, vergangene Woche hier die Kyffhäuſer Klein-
bahn-Aktien- Geſellſchaft gebildet hat, die die neue Eiſenbahn-
linie bauen will. Dieſe Bahn führt von Artern über Borx-
leben und Jchſtedt im Fürſtentum Schwarzburg, erreicht darauf
bei Hackpfüffel preußiſches Gebiet, berührt bei Tilleda und
Sittendorf den Fuß des Kyffhäuſers, kommt dann an Kelbra
vorüber und endet bei der Station Berga. Das Aktienkapital
wird etwa 2 Mill. Mark betragen, wovon der preußiſche Staat

Million und das Fürſtentum Schwarzburg und der Kreis
Sangerhauſen je 150 000 Mk. übernehmen werden. Die noch
fehlende Summe wird aufgebracht durch die Orte Artern,
Kelbra u. a. und durch Ausgabe von Aktien zu 1000 Mark und
500 Mark an Privatperſonen. Zum Vorſitzenden der neuen
Aktiengeſellſchaft wurde der Landrat von Dötinchem ernannt.

Ein rabiater Agrarier. Eine widerliche Szene ſpielte
ſich am Montag morgen vor der Schmiede des Schmiedemeiſters

Götze ab. Ein bekannter Gutsbeſitzer hatte einen bei ihm be
ſchäftigten Arbeiter beauftragt, eine Kette in der Schmiede
reparieren zu laſſen. Die Arbeit wurde von einem Lehrling
ausgeführt. Kurze Zeit darauf kam der Gutsbeſitzer ſelbſt und
ſah, daß die Kette nicht nach ſeiner Angabe gemacht ſei. Es
folgten Reden, wie ſie von dem betreffenden Agrarier gang und
gäbe ſind. Jn ſeiner Wut warf er die Kette dem Lehrling vom
Wagen aus an den Kopf. Der hinzukommende Geſelle verbat ſich
ein derartiges Benehmen dem Lehrling gegen Es wäre viel
leicht zu Tätlichkeiten gekommen, wenn der Gutsbeſitzer es nicht
vorzog, ſich aus dem Staube zu machen.

Wittenberg. Wegen Sittlichkeitsverbrechens
hatte ſich vor der hieſigen Strafkammer der wiederholt wegen
des gleichen Deliktes vorbeſtrafte Bäckermeiſter L. Schmidt
zu verantworten. Der Angeklagte ſuchte in der unter Ausſchluß
der Oeffentlichkeit geführten Verhandlung den Schutz des S 51
des Strafgeſetzbuchs für ſich zu gewinnen, der die Strafbarkeit
wegen krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit ausſchließt.
Dieſer Verſuch gelang ihm indes nicht, und ſo wurde er des
Verbrechens für ſchuldig befunden und zu einem Jahr ſechs
Monaten Zuchthaus und fünf Jahren Ehrverluſt verurteilt.
Unter der Anklage eines gleichen Vergehens ſtand der Penſionär
G. Alicke, der aber die Tat beſtritt. Die Verhandlung er-
brachte kein belaſtendes Material, weshalb er freigeſprochen
werden mußte.

Eine ſonderbare Diebſtahlsgeſchichte fand
in der letzten Strafkammerſitzung ihren Abſchluß. Dem Kauf-
mann J. Johnſcher in Wendiſch-Linda waren mehrere Geld-
beträge geſtohlen worden. Durch eine Liſt ſtellte der Beſtohlene
feſt, daß die Mühlenbeſitzersfrau Dornbuſch in das verſchloſſene
Haus eingedrungen war; er ſagte ihr den Diebſtahl auf den
Kopf zu und erhob Anklage. Frau D. fand aber einen plau-
ſiblen Grund für ihr Eindringen in das Haus; ſie glaubte ſich
als Nachbarin dazu berechtigt und ſtellte außerdem unter
Beweis, daß die Frau des Beſtohlenen ſich öfters Geld aus der
Kaſſe genommen habe, ohne ihrem Manne gehörige Mitteilung
zu machen. So erfolgte der Freiſpruch der Angeklagten.

Bergwitz. Ein ſchweres Automobilunglück hat
ſich unweit unſeres Ortes ereignet. Ein dem Berliner Jn-
genieur Many gehöriges Automobil fuhr ſo ſtark gegen einen
Baum, daß dieſer glatt abbrach und das Fahrzeug in Trümmer
ging. Die vier Jnſaſſen wurden herausgeſchleudert. Während
zwei Herren unverletzt blieben, erlitt eine Dame Verwundungen
an Fuß und Kopf. Den gefährlichſten Sturz machte der vierte
Jnſaſſe; er blieb mit einem Arm-, Bein- und einem Beckenbruch
liegen. Ein anderes Automobil brachte die Verunglückten nach
Gräfenhainichen, von wo ſie nach Anlegung eines Notverbandes
nach Berlin zurückbefördert wurden. Das Unglück ſoll durch
das Verſagen der Steuerung, wodurch der Wagen ins
Schleudern geriet, herbeigeführt worden ſein.

Allerlei.
„Liebknecht als Erzieher.“

Unter dieſer Ueberſchrift hat die Tägliche Rundſchau eine
Räubergeſchichte erzählt, die den Genoſſen Karl Liebknecht, der
in Oberwieſenthal ſeine Ferien verlebt, zum Gegenſtand hat.
Genoſſe Liebknecht ſoll da einen ſeiner Knaben auf offenem
Felde mißhandelt, mit der Fauſt ins Genick gepackt, zu Boden
geworfen, mit den Fäuſten traktiert und den Kopf des
Knaben zur Erde geſtoßen haben. Ein böhmiſcher Bauer ſei
dazu gekommen und habe Liebknecht, entrüſtet über den Vor-
gang, ein paar kräftige Ohrfeigen gegeben. Die begeiſterte
Anhängerin der Prügelſtrafe, die Deutſche e druckt
mit Behagen dieſes Geſchwafel ab, natürlich nicht in der Ab-
ſicht, Liebknecht als einen der ihren zu reklamieren, ſondern
um der durchſichtigen Verleumdung weitere Verbreitung zu
geben. Genoſſe Karl Liebknecht hat der Deutſchen Tages-
zeitung nun die folgende Berichtigung geſchickt:

„Oberwieſenthal, 10. Auguſt 1913.
Unter Berufung auf das Preßgeſetz erſuche ich Sie um Auf-

nahme folgender Berichtigung in Jhrer nächſten Nummer:
Jn Jhrer Nr. 398 geben Sie eine Notiz aus einer mir bisher

nicht erreichbaren Nummer der Täglichen Rundſchau unter der
Stichmarke „Liebknecht als Erzieher“ wieder. Dieſe Notiz ent-
hält durchweg Unrichtigkeiten.

Unwahr iſt insbeſondere, daß ich meinen Sohn irgendwie
mißhandelt hätte. Unwahr iſt, daß mich ein böhmiſcher oder
ſonſtiger Bauer von meinem Sohn weggeriſſen hätte. Unwahr
iſt ſchließlich, daß dieſer mißhandlungsfeindliche Bauer oder
ſonſt jemand mich mißhandelt hätte. Tatſache iſt, daß ich
meinen Knaben aus einem beſtimmten Anlaß ausnahmsweiſe
auf einer Wieſe, durch einige Schläge mit der flachen Hand
auf den nach alter Tradition für ſolche Zwecke geeigneten
Körperteil gezüchtigt und daß ich ihm außer dieſen Schlägen
keinerlei Züchtigung verabfolgt habe.

Tatſache iſt, daß dieſe Schläge nicht die geringſte auch nur
oberflächliche oder vorübergehende Spur hinterlaſſen und auch
keine nennenswerten Schmerzen verurſacht haben. Tatſache iſt,
daß ich nach Erledigung der „Züchtigung“ von zwei auf einem
weit entfernten Felde geweſenen Leuten beſchimpft worden
bin. Tatſache iſt, daß zwiſchen den Fenſtern des Dresdner
Heims und dem Orte des Vorgangs, von einer Anzahl Bäumen
abgeſehen, ein großes, maſſives, alſo für gewöhnliche Sterbliche
undurchſichtiges Scheunengebäude ſteht, ſo daß jede Beobachtung
aus dieſen Fenſtern unmöglich iſt. Tatſache iſt, daß ich ange.
ſichts der gegen mich gerichteten Beſchimpfungen, um für die
Zukunft jeder meinen politiſchen Feinden erwünſchten Unklar-
heit vorzubeugen, meinerſeits von dem Vorgefallenen der
Gendarmerie Anzeige erſtattet und ihr alles Material unter-
breitet habe. Tatſache iſt ſchließlich, daß ich auf Jntervention
dritter Perſonen zunächſt Rückſicht geübt und die an der un-
liebſamen Szene und den daran geknüpften Ausſtreuungen
Schuldigen mit der Anzeige verſchont hatte, daß ich aber nun
mehr jede Schonung beiſeite ſetzen muß und die erforderlichen
Schritte zur Verfolgung der Schuldigen unternommen habe.
Ergenſt! Dr. Karl Liebknecht.“

Die Deutſche Tageszeitung hat
nicht abgedruckt.

bisher dieſe Berichtigung

Aus der Fremdenlegion.
Ein aus Süddeutſchland ſtammender Fremdenlegionär

ſchreibt der Nürnberger Zeitung aus Saida: „Jch habe vom
1. Mai bis 31. Juli 1913 alle Deutſchen gezählt, die in die
Legion gekommen ſind. Es ſind 455 Mann geweſen. Meine
Anſicht, daß Troemel in der Legion es nicht aushält, hat ſich
beſtätigt. Jch ging geſtern zu Troemel, der im hieſigen
Hoſpital liegt. Jch verſuchte ein Geſpräch mit ihm anzu-
fangen, er war jedoch ſehr vorſichtig und wortkarg. Troemel

geht kommenden Sonntag, den 10. Auguſt, früh 6 Uhr, von hier
nach Oran ab, und wird wahrſcheinlich am 15. oder 16. Auguſt
den deutſchen Boden betreten. Als Grund der Entlaſſun aus
der Legion gilt allgemein ſeine nervöſe Krankheit. Jedoch
iſt außerdem noch etwas anderes die Urſache, nämlich das: bei
Troemel iſt es im Oberſtübchen nicht mehr ganz richtig. Was
allen Bemühungen ſeiner Angehörigen nicht gelungen iſt, Troe-
mel von der Fremdenlegion freizubekommen, gelingt durch
ſeine Krankheit, und er kann Gott danken, daß es ſo kommt.

Ein ungeheuerliches Verbrechen.
Darmſtadt, 11. Auguſt. Eine entſetzliche Tragödie hat

ſich hier zugetragen. Der 48 Jahre alte verheiratete Gendar-
merie-Wachtmeiſter Paul Feith hat heute früh ſeinen ſech
zehnjährigen Sohn durch einen Schuß in die Schläfe
getötet und dann ſich ſelbſt durch einen Schuß in den Kopf
lebensgefährlich verletzt. Aus einem hinterlaſſenen Briefe
geht hervor, daß Feith die Tat beging, weil er Beziehungen
zu einer Frau unterhielt, die nicht ohne Folgen blieben. Um
ſeinen Sohn vor der „Schandee“ und den Sorgen der Zu-
kunft zu bewahren, beging er die Tat.

Ein ſolch gemeines Verbrechen kann nur auf dem Sumpfe
der blöden „militäriſchen Standesbegriffe“ wachſen.

Jmmer wieder Unfälle im Kino.
Madrid, 11. Auguſt. Jn Gandia brach in einem über-

füllten Kinematographentheater Feuer aus. Es entſtand eine
Panik. 49 Perſonen wurden verletzt, davon vierzehn lebens-
gefährlich. Zahlreiche Beſucher erlitten Quetſchungen.

Wie der Proletarier transportiert wird.
Balakow (Gouvernement Samara), 11. Auguſt. Auf dem

Dampfer Grafinja ſtürzte eine Kajüte ein, auf deren Dach
ſich in Sysran über 800 Feld arbeiter befanden. Die
Zahl der Opfer iſt noch unbekannt.

Ein neues Wunderkind.
Ein elfjähriger ungariſcher Knabe, der Geiger Duci Kerek-

jato, hat ſich die engliſche muſikaliſche Welt mit einem Schlage
erobert. Nach ſeinem erſten Auftreten in der kleinen Bechſtein
Hall in London konſtatierten ſämtliche großen Journale ein-
ſtimmig das Hervortreten eines unzweifelhaften außerordent-
lichen Talents, dem eine große Zukunft vorausgeſagt werden
könne.

Eetzte Nachrichten.
Türkiſch bulgariſche Grenzkämpfe.

Sofra, 12. Auguſt. Die Agence bulgare meldet offenbar
tendenziös gefärbt: Wie das Hauptquartier erfährt, be-
feſtigen die Türken Kirkkiliſſe. Die Türken nahmen die Ernte
weg und führten ſie nach Tirnovadjik fort. Die Einwohner
der Dörfer Clazowo, Sikihor und Camila ſind in die Wälder
geflüchtet. Jhr Vieh iſt geraubt worden. Die Dörfer Velika,
Modaſſura, Maſſa, Pirgopali, Urgari und Yama ſind von den
Türken umzingelt. Die Türken begehen allerlei Gewaltätig-
keiten. Griechen dienen den Türken als Spione. Geſtern
abend wurde ein bulgariſcher Poſten bei Cuyuno-Flaular, Be
zirk Hermanli, von einer türkiſchen Abteilung von 20 Reitern
und 200 Jnfanteriſten angegriffen, die etwa 60 Leute aus
jenem Gebiet gefangen nahmen und nach Sapsköj brachten.

Von der nationaliſtiſchen Verhetzung.
Paris, 12. Auguſt. Der deutſche Arbeiter Schneider ver-

läßt mit ſeiner Familie Lunéville am Freitag, um ſeinen
Wohnſitz wieder in Deutſchland zu nehmen. Die Behörde ſoll
Schneider aufgefordert haben, Frankreich zu verlaſſen. Eine
förmliche Ausweiſungsverfügung ſcheint jedoch nicht ergangen
zu ſein. Die Behörde konnte im Beiſein Schneiders feſt
ſtellen, daß ſeine Wohnung unverſehrt ſei, die gegen-
teiligen Meldungen alſo echt nationaliſtiſche Hetzſchwindeleien
ſeien.

Jnſtitute zur Erforſchung des Alkoholismus.
London, 12. Auguſt. Jm Anſchluß an eine zahlreich von

Aerzten und Forſchern beſuchten Verſammlung der Tempe-
renzler-Liga iſt geſtern ein deutſcher Arbeitsaus-
ſchuß zur Gründung von Alkoholforſchungs,inſti-
tuten gebildet worden. Laquer- Wiesbaden wurde mit der
proviſoriſchen Leitung betraut.

Ein franzöſiſches „Kulturbild“.
Paris, 12. Auguſt. Jn dem Dorf Buſſière (Dep. Creuſe)

beſchloſſen der Pächter Blanchard und ſein Sohn Jean, die
beide in dasſelbe Mädchen verliebt waren, den Streit
durch einen Zweikampf zu entſcheiden Einzige
Zeugin dieſes Duells war die umworbene Geliebte. Nachdem
jeder der beiden drei Revolverſchüſſe abgegeben hatte, gingen
die Kämpfer mit Meſſern aufeinander los, und Jean
tötete ſeinen Vater durch einen Stich in die Bruſt. Der
Mörder wurde verhaftet.

Verantwortlich für Politik, Varteinachrichten, Gewerkſchaftliches
Feuilleton und Vermiſchtes Paul Hennig, für Lokales und
Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wilhelm
Herzig; Verleger Alfred Jähniqg, ſämtlich in Halle. Druch
der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

ſtuad nur Wochentags von 11--1 Uhr und abends vonSprech en 5--8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloffen. Telephon Nr. 1541.

Der heutigen Nummer n liegt ein Proſpekt des
Halieschen Kohlenwerkes, Brüderſtraße 5, bei, mit
welchem dasſelbe ſeine Briketts und Preßſteine empfiehlt, die ſich
der guten Eigenſchaften und des billigen Preiſes halber immer
mehr Eingang verſchaffen.

Altbewahrte Nahrung
für Kinder und Kranke

*1019

Zgigarren-König
2285 Merseburgerstrasse [4

empfiehlt Oualitätszigarren in allen Preislagen

Wohnungs- Anzeigen Schlafſtelle mit Kost,

r r g. t rrd tu vermieten. [2755 unt. W. H. an die ExpeditionZimmer lauchgerſtr. in dieſer Zeitung erbeten. t

Ammendorf, dine
hnungen, 3 u. 4

Zimmer, mit Jnnen Kloſett und Waſſerſpülungen ſofort oder
ſpäter zu vermieten. Geſunde freie Wohnlage mit wunder-

ſchöner Fernſicht. Näheres im Laden. 1339) Getl. Offerten an Rauard Spindler,
u

Ernst Haechkel
Volksausgabe. Preis 1 M.

empfiehlt
Volksbuchhandlung Halle a. S. Richard Flemmin 9,

alle a. S. Schyneerſtrgke 22.
welege ſag eilſtraße 129

che Roonſtraße).
che Anſtalt.

c

W

Arbeitsmarkt
Optiſ

Cenerul-Vertretung efür einen wirklieh ganz hervor Habe mich für Röglitz Wes
ragenden, über 1009 Gewinn mar Rat tercal: Ermebringenden, neuen ges. geschützt. Wehlitz c Beu
an r per sofort an li uſw. als *1363tüchtigen, strebsamen Mann jed-weden Berutfes, als Nebenerwerb Hebamme R.
z vergeben. *1362 niedergelaſſen.Frau Seokoer,e h e. 85.auen i. Vogtl., Krausenatrasse 20.

Halle a. d. S., Graſeweg 32, t.

Feilen Sie bitte allen Haarleiden-
den mit, daß ich durch Gebrauchf ſauen r an-felt
Seife ein *1358Haarausfall

erhalten b. kr. Störung, Blut vollſtändig beſeitigt und friſchen
ockung, Weißfluß, alle aner- Rachwuchs erzielt habe. O. Stoebe
annten Ererar ſanitäre in F. HerbaSeife à Stck. 50 Pf.,

Artikel, pülgprgrate billigſt 30 verſtärktes Präparat Mark
von der Genfer Fa. I. Zur Nachbehandlg, Herba-

reme à Tube 75 Pf., GlasdofeHfe 1.50. Zu haben in allen Apo-

theken, Drogerien u. Parfümerien.

i Parteischriften empfiehlt die
Volksbuchhandl.

Mittwoch
Frau Böhnert. Rückporlo.

Nachnahmeverſand. [2524

wie T

Sehlnehtefſest.
C. VilKe, 42Triftſtraße 2.
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